
Produktinformationsblatt für die 
Wohnmobil-/Wohnwagen-Inhalt-Versicherung (TP205_003_0_072008)

Mit den nachfolgenden Informationen möchten wir Ihnen einen ersten Überblick über die Ihnen angebotene Wohnmo-
bil-/Wohnwagen-Inhalt-Versicherung geben. Diese Informationen sind jedoch nicht abschließend. Der vollständige 
Vertragsinhalt ergibt sich ausschließlich aus dem Antrag, dem Versicherungsschein und den beigefügten Versicherungs-
bedingungen. Lesen Sie deshalb die gesamten Vertragsbestimmungen sorgfältig.

1. Welche Art der Versicherung bieten wir Ihnen an?

Wir bieten Ihnen eine Wohnmobil-/Wohnwagen-Inhalt-Versicherung an. Grundlage sind die beigefügten Allgemeinen 
Bedingungen für die Wohnmobil-/Wohnwagen-Inhalt-Versicherung  - Fassung 2008 sowie alle weiteren im Antrag ge-
nannten Besonderen Bedingungen, Klauseln und Vereinbarungen.

2. Welche Risiken sind versichert, welche sind nicht versichert?

Versichert ist innerhalb Europas, Asiens und Afrikas das gesamte Reisegepäck des Versicherungsnehmers, seiner mitrei-
senden Familienangehörigen sowie seines namentlich im Versicherungsschein genannten Lebensgefährten und dessen 
Kinder, soweit diese Personen mit dem Versicherungsnehmer in häuslicher Gemeinschaft leben. Außerdem lose, nicht 
fest eingebaute Teile, Haushaltszubehör, Radio und TV, Foto- und Filmkameras sowie weitere im Antrag/Versiche-
rungsvertrag genannte Gegenstände, wenn diese als Privatperson im genannten Wohnmobil-/Wohnwagen, mitgeführt 
werden.

Wir leisten im Rahmen der vereinbarten Versicherungsbedingungen Ersatz für Beschädigung, Zerstörung oder Verlust 
der versicherten Sachen entstanden durch:

1. Brand oder Explosion
2. Einbruchdiebstahl und Diebstahl des ganzen Fahrzeugs sowie Raub und räuberische Erpressung;
3. unmittelbare Einwirkung von Sturm, Hagel, Blitzschlag oder Überschwemmung;
4. Unfall des Wohnmobil oder des Wohnwagens;
5. mut- oder böswillige Handlungen fremder Personen.

Nicht versichert sind

1. Lebens- oder Genussmittel sowie Verbrauchsgüter aller Art;
2. Umzugsgut, Bargeld, Wertpapiere, Sparbücher sowie Urkunden und Dokumente aller Art, Sammlungen, Schmucksa-
chen und Gegenstände aus Edelmetall, Kunstgegenstände, Schusswaff en, Pelze, Antiquitäten, lebende Tiere.
3. Land-, Luft- und Wasserfahrzeuge (z.B. Surfbretter) sowie Außenbordmotoren. Weitere Informationen fi nden Sie in 
den §§ 1,2, und 4 der Allgemeinen Bedingungen für die Wohnmobil-/Wohnwagen-Inhalt-Versicherung - Fassung 2008.

3. Wie hoch ist Ihr Betrag, wann müssen Sie ihn bezahlen und was passiert, wenn Sie nicht oder verspätet zahlen?

Die Höhe Ihres Beitrages ist abhängig vom konkret gewählten Versicherungsschutz und der Art der Zahlweise. Einzel-
heiten hierzu fi nden Sie in Ihrem Antrag; beachten Sie aber bitte, dass Sie endgültige Angaben erst Ihrem Versicherungs-
schein entnehmen können.

Denken Sie bitte daran, dass Sie den ersten oder einmaligen Beitrag unverzüglich nach Zugang des Versicherungs-
scheins zu zahlen haben, jedoch nicht vor dem im Versicherungsschein angegebenen Versicherungsbeginn; Ihr Wider-
rufsrecht bleibt hiervon selbstverständlich unberührt. Bei verspäteter Zahlung beginnt der Versicherungsschutz erst mit 
dem Eingang der verstäteten Zahlung bei uns. Außerdem können wir bis zum Eingang der verspäteten Zahlung vom 
Vertrag zurücktreten. Wann Sie die folgenden Beiträge zu zahlen haben, richtet sich nach der mit Ihnen vereinbarten 
Zahlweise, die Sie Ihrem Antrag oder dem Versicherungsschein entnehmen können. Zahlen Sie einen der weiteren Bei



träge nicht rechtzeitig, gefährden Sie Ihren Versicherungsschutz. Außerdem können wir den Vertrag unter bestimmten 
Vorraussetzungen kündigen. Falls Sie uns eine Lastschriftermächtigung erteilen, sorgen Sie bitte rechtzeitig für ausrei-
chend Deckung auf Ihrem Konto. Einzelheiten entnehmen Sie bitte § 6 der Allgemeinen Bedingungen für die Wohnmo-
bil-/Wohnwagen-Inhalt-Versicherung -Fassung 2008.

4. Welche Leistungen sind ausgeschlossen?

Wir können nicht alle denkbaren Fälle versichern, denn sonst müssten wir einen erheblich höheren Beitrag verlangen. 
Deshalb haben wir einige Fälle aus dem Versicherungsschutz herausgenommen. Insbesondere sind Leistungen ausge-
schlossen, wenn das versicherte Fahrzeug außerhalb der Familie verliehen wird. Nicht versichert sind insbesondere

- Krieg, Bürgerkrieg oder Kriegsähnliche Ereignisse;
- Streik, Aufruhr, terroristische und politische Gewalthandlungen;
- Kernenergie oder sonstige ionisierende Strahlung;
- Verstöße gegen Zoll- oder behördliche Vorschriften;
- durch eigenes vorsätzliches Verhalten;

Diese Aufzählung ist nicht abschließend. Einzelheiten und eine vollständige Aufzählung der Ausschlussgründe entneh-
men Sie bitte den §§ 3 und 15 Ziff . 1 der beigefügten Allgemeinen Bedingungen für die Wohnmobil-/Wohnwagen-Inhalt-
Versicherung - Fassung 2008.

5. Welche Pfl ichten haben Sie bei Vertragsabschluss und welche Folgen können Verletzungen dieser Pfl ichten ha-
ben?

Damit wir Ihren Antrag ordnungsgemäß prüfen können, müssen Sie die im Antragsformular enthaltenen Fragen un-
bedingt wahrheitsgemäß und vollständig beantworten. Beachten Sie die benannten Verpfl ichtungen mit Sorgfalt. Ihre 
Nichtbeachtung kann schwerwiegende Konsequenzen für Sie haben. Je nach Art der Pfl ichtverletzung können Sie Ihren 
Versicherungsschutz ganz oder teilweise verlieren. Unter Umständen können wir uns auch vorzeitig vom Vertrag lösen. 
Einzelheiten entnehmen Sie bitte § 11 der beigefügten Allgemeinen Bedingungen für die Wohnmobil-/Wohnwagen-
Inhalt-Versicherung - Fassung 2008

6. Welche Pfl ichten haben Sie während der Vertragslaufzeit und welche Folgen können Verletzungen dieser Pfl icht 
haben?

Wenn sich Ihre im Versicherungsantrag oder später zum Vertrag gemachten Angaben verändern sollten, dann denken 
Sie bitte daran uns anzusprechen. Denn es kann sein, dass sich dann die Notwendigkeit ergibt, den Versicherungsver-
trag anzupassen. Ein typischer Fall ist beispielsweise, wenn Sie ihr bisheriges Wohnmobil oder Wohnwagen veräußern 
und sich ein neues Fahrzeug anschaff en, da sich dadurch der Bezug zum versicherten Fahrzeug ändert und angepasst 
werden muss.

Darüber hinaus müssen Sie uns vorab über besondere Umstände informieren, die nach allgemeiner Lebenserfahrung 
das Risiko eines Schadens erhöhen könnten. Dies ist z.B. der Fall, wenn Sie in Krisen- oder Kriegsgebiete reisen; in die-
sen Fällen steigt das Risiko des Raubes und der räuberischen Erpressung deutlich an.

Welche Verpfl ichtungen konkret bestehen, entnehmen Sie bitte den §§ 12 und 13 der Allgemeinen Bedingungen für die 
Wohnmobil-/Wohnwagen-Inhalt-Versicherung - Fassung 2008.

Beachten Sie die benannten Verpfl ichtungen mit Sorgfalt. Ihre Nichtbeachtung kann schwerwiegende Konsequenzen für 
Sie haben. Je nach Schwere der Pfl ichtverletzung können Sie Ihren Versicherungsschutz ganz oder teilweise verlieren. 
Unter Umständen können wir uns auch vorzeitig vom Vertrag lösen. Näheres entnehmen Sie bitte § 12 und § 14 der 
Allgemeinen Bedingungen für die Wohnmobil-/Wohnwagen-Inhalt-Versicherung - Fassung 2008.



7. Welche Pfl ichten haben Sie im Schadenfall und welche Folgen können Verletzungen dieser Pfl ichten haben?

Versuchen Sie den Schaden gering zu halten, ohne Ihre eigene Sicherheit zu gefährden. Wenn ein Schadenfall eingetre-
ten ist, setzen Sie sich bitte unverzüglich mit uns in Verbindung. Bitte erleichtern Sie uns die Untersuchungen, die nötig 
sind, um Ursache und Höhe des Schadens festzustellen. Weitere Informationen hierzu fi nden Sie in § 13 der Allgemei-
nen Bedingungen für die Wohnmobil-/Wohnwagen-Inhalt-Versicherung - Fassung 2008.

Beachten Sie die benannten Verpfl ichtungen mit Sorgfalt. Ihre Nichtbeachtung kann schwerwiegende Konsequenzen für 
Sie haben. Je nach Schwere der Pfl ichtverletzung können Sie Ihren Versicherungsschutz ganz oder teilweise verlieren. 
Unter Umständen können wir uns auch vorzeitig vom Vertrag lösen. Näheres entnehmen Sie bitte den §§ 14 und 15 der 
Allgemeinen Bedingungen für die Wohnmobil-/Wohnwagen-Inhalt-Versicherung - Fassung 2008.

8. Wann beginnt und endet Ihr Versicherungsschutz?

Der Versicherungsschutz aus dem Versicherungsantrag beginnt grundsätzlich zum im Versicherungsschein angege-
benen Zeitpunkt, wenn die Zahlung des Beitrags gemäß Ziff er 3 dieses Blattes rechtzeitig erfolgt. Hat ihr Vertrag eine 
Laufzeit von mindestens einem Jahr verlängert er sich automatisch um jeweils ein weiteres Jahr, wenn Sie den Vertrag
nicht spätestens drei Monate vor dem Ende der Vertragslaufzeit kündigen. Hat Ihr Vertrag eine Laufzeit von mehr als 
drei Jahren, können Sie diesen bereits zum Ende des dritten Jahres kündigen. Beachten Sie auch hier, dass uns Ihre Kün-
digung hierbei drei Monate vor Ablauf der ersten drei Jahre Ihrer Vertragslaufzeit zugehen muss.

Der Versicherungsschutz beginnt mit dem Zeitpunkt, in dem die Güter zur unverzüglichen Beförderung auf das Fahr-
zeug aufgeladen sind. Er endet mit dem Zeitpunkt, in dem die Güter vom Fahrzeug scheiden, es sein denn, dass eine 
Ausladung und/oder Umladung der Güter infolge eines versicherten Ereignisses erfolgt. Der Versicherungsschutz wird 
unterbrochen, wenn das beladene Fahrzeug in der ständigen Garage oder sonstigen Abstellplätzen (Domizil) bei dem 
Versicherungsnehmer abgestellt ist. Weitere Einzelheiten entnehmen Sie bitte den §§ 5 und 7 der Allgemeinen Bedin-
gungen für die Wohnmobil-/Wohnwagen-Inhalt-Versicherung - Fassung 2008.

9. Wie können Sie Ihren Vertrag vorzeitig beenden?

Neben der unter Ziff er 8 dieses Blattes beschriebenen Kündigungsmöglichkeiten zum Ablauf des Vertrages bestehen 
weitere Kündigungsrechte, beispielsweise wenn der Versicherungsfall eingetreten ist. Einzelheiten entnehmen Sie bitte 
§ 18 der Allgemeinen Bedingungen für die Wohnmobil-/Wohnwagen-Inhalt-Versicherung - Fassung 2008.

Wir haben uns bemüht, die wichtigsten Bestimmungen Ihres Versicherungsvertrages zu erläutern. Vielleicht sind 
noch Fragen off en geblieben, die Sie persönlich betreff en. Bitte sprechen Sie hierüber mit Ihrem Versicherungs-
fachmann, der Sie gerne beraten wird.



Allgemeine Bedingungen für Wohnmobil-/Wohnwagen-Inhalt-Versicherung
- Fassung 2008 -

Inhalt

§ 1 Versicherte Sachen
§ 2 Umfang der Versicherung
§ 3 Ausschlüsse
§ 4 Geltungsbereich
§ 5 Beginn und Ende der Versicherung
§ 6 Beitrag
§ 7 Vertragsdauer
§ 8 Versicherungswert
§ 9 Entschädigung, Unterversicherung
§ 10 Mehrfachversicherung 
§ 11 Anzeigepflicht
§ 12 Gefahrerhöhung
§ 13 Obliegenheiten

§ 1 Versicherte Sachen

1. Versichert sind das persönliche Reisegepäck des Versicherungsnehmers, 
seiner mitreisenden Familienangehörigen sowie seines namentlich im Versi-
cherungsschein genannten Lebensgefährten und dessen Kinder, soweit diese 
Personen mit dem Versicherungsnehmer in häuslicher Gemeinschaft leben. 

Zusätzlich Haushaltszubehör, lose, nicht fest eingebaute Teile sowie Radio, TV, 
Fotoapparate und Filmkameras.

Versicherungsschutz besteht ausschließlich für die Gegenstände, wenn diese 
vom Versicherungsnehmer als Privatperson in seinem, im Antrag/Versiche-
rungsschein mit Kennzeichen genannten Wohn-mobil-/Wohnwagen, mitgeführt 
werden.

2. Nicht versichert sind

2.1 Lebens- oder Genussmittel sowie Verbrauchsgüter aller Art;

2.2 Umzugsgut, Bargeld, Wertpapiere, Sparbücher sowie Urkunden und Do-
kumente aller Art, Sammlungen, Schmucksachen und Gegenstände aus Edel-
metall, Kunstgegenstände, Schusswaffen, Pelze, Antiquitäten, lebende Tiere, 
Computer, Mobiltelefone, Laptop, Drucker, Navigationsgeräte, Funk-, Fax- und 
Telefongeräte;

2.3 Land-, Luft- und Wasserfahrzeuge (z. B. auch Fahrräder und Surfbretter) 
sowie Außenbordmotoren.

§ 2 Umfang der Versicherung

Der Versicherer leistet im Rahmen dieser Bedingungen Ersatz für Beschädi-
gung, Zerstörung oder Verlust der versicherten Sachen entstanden durch 

1. Brand oder Explosion;

2. Einbruchdiebstahl und Diebstahl des ganzen Fahrzeugs sowie Raub und räu-
berische Erpressung;

3. unmittelbare Einwirkung von Sturm, Hagel, Blitzschlag oder Überschwem-
mung. Als Sturm gilt eine wetterbedingte Luftbewegung von mindestens Wind-
stärke 8. Eingeschlossen sind Schäden, die dadurch verursacht werden, dass 
durch diese Naturgewalten Gegenstände auf oder gegen die versicherten Sa-
chen geworfen werden;

4. Unfall des Transportmittels, d. h. durch ein unmittelbar von 
außen her plötzlich mit mechanischer Gewalt einwirkendes Ereignis; Brems-, 
Betriebs- und reine Bruchschäden sind keine Unfallschäden;

5. mut- oder böswillige Handlungen fremder Personen (vorsätzliche Sachbe-
schädigung).

§ 3 Ausschlüsse

Ausgeschlossen sind 
1. die Gefahren des Kriegs, Bürgerkriegs oder kriegsähnlicher Ereignisse und 
solche, die sich unabhängig vom Kriegszustand aus der feindlichen Verwen-
dung von Kriegswerkzeugen sowie aus dem Vorhandensein von Kriegswerk-
zeugen als Folge einer dieser Gefahren ergeben;
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2. die Gefahren von Streik, Aussperrung, Arbeitsunruhen, terroristischen oder 
politischen Gewalthandlungen, unabhängig von der Anzahl der daran beteili-
gten Personen, Aufruhr und sonstigen bürgerlichen Unruhen; 

3. Schäden aus der Verwendung von chemischen, biologischen, biochemischen 
Substanzen oder elektromagnetischen Wellen als Waffen mit gemeingefähr-
licher Wirkung, und zwar ohne Rücksicht auf sonstige mitwirkende Ursachen;

4. die Gefahren der Kernenergie* oder sonstiger ionisierender Strahlung;

5. Gefahren der Beschlagnahme, Entziehung oder sonstiger Ein-griffe von ho-
her Hand;

6. diejenigen Gefahren, gegen welche die Gegenstände anderweitig versichert 
wurden.

Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, dem Versicherer auf Ver-langen alle 
ihm über die anderweitige Versicherung zur Verfügung stehenden Nachweise 
zu liefern.

7. Schäden, verursacht durch Verstöße gegen Zoll- oder sonstige behördliche 
Vorschriften sowie durch gerichtliche Verfügung oder ihre Vollstreckung gelten 
ebenfalls ausgeschlossen.

8. Die Versicherung gilt nicht für außerhalb der Familie verliehene Fahrzeuge.

§ 4 Geltungsbereich

1. Die Versicherung gilt innerhalb Europas, während sich die versicherten Ge-
genstände im bestimmungsgemäßen Gebrauch im Fahrzeug befinden.

2. Für unbeaufsichtigt zurückgelassene versicherte Sachen besteht Versiche-
rungsschutz auch außerhalb von Campingplätzen; bei Schäden durch Ein-
bruchdiebstahl und Diebstahl des ganzen Fahrzeugs jedoch nur, wenn sie im 
verschlossenen Wohnwagen oder Reisemobil aufbewahrt werden.

§ 5 Beginn und Ende der Versicherung

1. Der Versicherungsschutz beginnt mit dem Zeitpunkt, in dem die Güter zur 
unverzüglichen Beförderung auf das Fahrzeug aufgeladen sind.

2. Der Versicherungsschutz endet mit dem Zeitpunkt, in dem die Güter vom 
Fahrzeug scheiden, es sei denn, dass eine Ausladung und/oder Umladung der 
Güter infolge eines versicherten Ereignisses erfolgt.

3. Der Versicherungsschutz wird unterbrochen, wenn das beladene Fahrzeug 
in der ständigen Garage oder sonstigen Abstellplätzen (Domizil) bei dem Versi-
cherungsnehmer abgestellt ist.

§ 6 Beitrag 

Die Versicherungsperiode umfasst 1 Jahr.
1. Beginn des Versicherungsschutzes
Der Versicherungsschutz beginnt zu dem im Versicherungsschein angege-
benen Zeitpunkt, wenn der Versicherungsnehmer den ersten oder einmaligen 
Beitrag rechtzeitig im Sinne von Ziffer 2 zahlt.



Ist dem Versicherungsnehmer bei Antragstellung bekannt, dass ein Versiche-
rungsfall bereits eingetreten ist, so besteht hierfür kein Versicherungsschutz. 

2. Fälligkeit des ersten oder einmaligen Beitrags

Der Versicherungsnehmer hat den ersten oder einmaligen Beitrag unverzüglich 
nach Zugang des Versicherungsscheins zu zahlen, jedoch nicht vor dem im 
Versicherungsschein angegebenen Versicherungsbeginn.

Der Versicherungsschutz beginnt auch dann zu dem vereinbarten Zeitpunkt, 
wenn zur Beitragszahlung erst später aufgefordert wird, der Beitrag aber unver-
züglich gezahlt wird.

3. Späterer Beginn des Versicherungsschutzes

Zahlt der Versicherungsnehmer den ersten oder einmaligen Beitrag nicht recht-
zeitig im Sinne von Ziffer 2, sondern zu einem späteren Zeitpunkt, beginnt 
der Versicherungsschutz erst ab diesem Zeitpunkt, sofern der Versicherungs-
nehmer durch gesonderte Mitteilung in Textform oder durch einen auffälligen 
Hinweis im Versicherungsschein auf diese Rechtsfolge aufmerksam gemacht 
wurde. Das gilt nicht, wenn der Versicherungsnehmer nachweist, dass er die 
Nichtzahlung nicht zu vertreten hat.

4. Rücktrittsrecht des Versicherers bei Zahlungsverzug

Wird der erste oder einmalige Beitrag nicht rechtzeitig gezahlt, so kann der Ver-
sicherer vom Vertrag zurücktreten, solange die Zahlung nicht bewirkt ist. Der 
Rücktritt ist ausgeschlossen, wenn der Versicherungsnehmer nachweist, dass 
er die Nichtzahlung nicht zu vertreten hat.

5. Die Folgebeiträge werden zu dem jeweils vereinbarten Zeitpunkt fällig.

Wird ein Folgebeitrag nicht rechtzeitig gezahlt, gerät der Versicherungsnehmer 
ohne Mahnung in Verzug, es sei denn, dass er die verspätete Zahlung nicht zu 
vertreten hat.

Der Versicherer ist berechtigt, Ersatz des ihm durch den Verzug entstandenen 
Schadens zu verlangen.

Wird ein Folgebeitrag nicht rechtzeitig gezahlt, kann der Versicherer dem Versi-
cherungsnehmer auf dessen Kosten in Textform eine Zahlungsfrist bestimmen, 
die mindestens 2 Wochen betragen muss. Die Bestimmung ist nur wirksam, 
wenn sie die rückständigen Beträge des Beitrags, der Zinsen und Kosten im 
Einzelnen beziffert und die Rechtsfolgen angibt, die mit dem Fristablauf ver-
bunden sind.

Ist der Versicherungsnehmer nach Ablauf dieser Zahlungsfrist noch mit der 
Zahlung in Verzug, besteht ab diesem Zeitpunkt bis zur Zahlung kein Versi-
cherungsschutz, wenn er mit der Zahlungsaufforderung darauf hingewiesen 
wurde.

Der Versicherer kann den Vertrag dann ohne Einhaltung einer Frist kündigen, 
wenn der den Versicherungsnehmer mit der Zahlungsaufforderung darauf hin-
gewiesen hat.

Hat der Versicherer gekündigt, und zahlt der Versicherungsnehmer danach in-
nerhalb eines Monats den angemahnten Betrag, besteht der Vertrag fort. Für 
Versicherungsfälle, die zwischen dem Zugang der Kündigung und der Zahlung 
eingetreten sind, besteht jedoch kein Versicherungsschutz.

6. Lastschriftverfahren

6.1 Pflichten des Versicherungsnehmers

Ist zur Einziehung des Beitrags das Lastschriftverfahren vereinbart worden, hat 
der Versicherungsnehmer zum Zeitpunkt der Fälligkeit des Beitrags für eine 
ausreichende Deckung des Kontos zu sorgen.

6.2 Änderung des Zahlungswegs

Hat es der Versicherungsnehmer zu vertreten, dass ein oder mehrere Beiträge, 
trotz wiederholtem Einziehungsversuch, nicht eingezogen werden können, ist 
der Versicherer berechtigt, die Lastschriftvereinbarung in Textform zu kündi-
gen.

Der Versicherer hat in der Kündigung darauf hinzuweisen, dass der Versiche-
rungsnehmer verpflichtet ist, den ausstehenden Beitrag und zukünftige Beiträge 
selbst zu übermitteln.

Durch die Banken erhobene Bearbeitungsgebühren für fehlgeschlagenen Last-
schrifteinzug können dem Versicherungsnehmer in Rechnung gestellt werden.

7. Im Fall der Beendigung des Versicherungsverhältnisses vor Ablauf der ver-
einbarten Dauer steht dem Versicherer dafür nur derjenige Teil des Beitrags zu, 
der dem Zeitraum entspricht, in dem Versicherungsschutz bestanden hat. Wird 
das Versicherungsverhältnis durch Rücktritt wegen einer Anzeigepflichtverlet-
zung oder durch Anfechtung des Versicherers wegen arglistiger Täuschung 
beendet, steht dem Versicherer der Beitrag bis zum Wirksamwerden der Rück-
tritts- oder Anfechtungserklärung zu.

Tritt der Versicherer wegen Fälligkeit des Beitrags zurück, kann er eine ange-
messene Geschäftsgebühr verlangen.

Kündigt der Versicherungsnehmer nach Eintritt eines Versicherungsfalls, so hat 
der Versicherer nur Anspruch auf den Teil des Beitrags, der der abgelaufenen 
Vertragszeit entspricht. Kündigt der Versicherer, so hat er den Beitrag für das 
laufende Versicherungsjahr nach dem Verhältnis der noch nicht abgelaufenen 
zu der gesamten Zeit des Versicherungsjahres zurückzuzahlen.

§ 7 Vertragsdauer

1. Die Versicherung ist für die im Versicherungsschein angegebene Zeit abge-
schlossen.

2. Stillschweigende Verlängerung

Bei einer Vertragsdauer von mindestens 1 Jahr verlängert sich der Vertrag um 
jeweils 1 Jahr, wenn nicht dem Vertragspartner spätestens 3 Monate vor Ablauf 
des jeweiligen Versicherungsjahres eine Kündigung zugegangen ist.

3. Vertragsbeendigung

Bei einer Vertragsdauer von weniger als 1 Jahr endet der Vertrag, ohne dass es 
einer Kündigung bedarf, zum vorgesehenen Zeitpunkt.

§ 8 Versicherungswert

Versicherungswert ist der Zeitwert. Das ist der sich aus Alter, Abnutzung und 
Gebrauch ergebende Wert einer Sache.

1. Bei Totalverlust aller bzw. einzelner versicherter Gegenstände bzw. bei einer 
dem Totalverlust gleichzusetzenden Reparaturunwürdigkeit ersetzt der Versi-
cherer den Zeitwert am Schadentag bis zur Höhe der vollen bzw. anteiligen 
Versicherungssumme.

Reparaturunwürdigkeit liegt vor, wenn die Wiederherstellungs- oder Neube-
schaffungskosten der Teilstücke einschließlich der Nebenkosten den Zeitwert 
des betreffenden versicherten Gegenstands am Schadentag erreichen oder 
überschreiten.

2. Bei Beschädigung der versicherten Gegenstände ersetzt der Versicherer 
die erforderlichen und vom Versicherungsnehmer nach-zuweisenden Repa-
raturkosten, Wertminderungsansprüche bleiben ausgeschlossen. Sollte im 
Verlauf einer Reparatur eine Beschaffung von Ersatzteilen erforderlich sein, so 
werden wegen des Unter-schieds „neu für alt“ und etwaiger Fabrikationsver-
besserungen von den Kosten dieser Ersatzbeschaffung die folgenden Abzüge 
vorgenommen:

2.1 bei 1 bis 3 Jahre alten Gegenständen  
15 %

2.2 bei 4 bis 5 Jahre alten Gegenständen 30 %
2.3 bei 6 bis 7 Jahre alten Gegenständen 50 %
2.4 bei 8 bis 9 Jahre alten Gegenständen 75 %
2.5 bei mehr als 9 Jahre alten Gegenständen 100 %

3. Die unter Ziffer 2.1 bis 2.5 aufgeführten Abzüge sind auch bei Totalverlust der 
versicherten Gegenstände anzuwenden. 

§ 9 Entschädigung, Unterversicherung

1. Der Versicherer ersetzt

1.1 bei Zerstörung oder Verlust den jeweiligen Versicherungswert bei Eintritt 
des Versicherungsfalls bis zur Höhe der Versicherungssumme. Restwerte wer-
den angerechnet;

1.2 bei Beschädigung der erforderlichen Kosten, der Wiederherstellung, höch-
stens jedoch den Versicherungswert.

2. Veränderungen, Verbesserungen, Verschleißreparaturen, Minderung an 
Wert oder äußerem Ansehen, Überführungs- und Zulassungskosten sowie Ver-
mögensfolgeschäden werden nicht ersetzt.

3. Die Versicherungssumme gilt auf erstes Risiko. Im Schadenfall entfällt die 
Anrechnung einer Unterversicherung.



§ 10 Mehrfachversicherung

1. Eine Mehrfachversicherung liegt vor, wenn ein Interesse gegen dieselbe Ge-
fahr in mehreren Versicherungsverträgen versichert ist und entweder die Ver-
sicherungssummen zusammen den Versicherungswert übersteigen oder aus 
anderen Gründen die Summe der Entschädigungen, die von jedem Versicherer 
ohne Bestehen der anderen Versicherungen zu zahlen wäre, den Gesamtscha-
den übersteigt.

2. Wenn die Mehrfachversicherung zustande gekommen ist, ohne dass der Ver-
sicherungsnehmer dies wusste, kann er die Aufhebung des später geschlos-
senen Vertrags verlangen.

Er kann auch verlangen, dass die Versicherungssumme auf den Betrag herab-
gesetzt wird, die durch die früher geschlossene Versicherung nicht gedeckt ist; 
in diesem Fall ist der Beitrag entsprechend zu mindern.

3. Das Recht auf Aufhebung oder Herabsetzung erlischt, wenn der Versiche-
rungsnehmer es nicht innerhalb eines Monats geltend macht, nachdem er von 
der Mehrfachversicherung Kenntnis erlangt hat. Die Aufhebung oder Herabset-
zung wird zu dem Zeitpunkt wirk-sam, zu dem die Erklärung, mit der sie verlangt 
wird, dem Versicherer zugeht.

4. Hat der Versicherungsnehmer eine Mehrfachversicherung in der Absicht ab-
geschlossen, sich dadurch einen rechtswidrigen Vermögensvorteil zu verschaf-
fen, ist jeder in dieser Absicht geschlossene Vertrag nichtig. Der Versicherer 
hat Anspruch auf den Beitrag, bis zu dem Zeitpunkt, zu dem er von den die 
Nichtigkeit begründenden Umständen Kenntnis erlangt.

§ 11 Anzeigepflicht

1. Vollständigkeit und Richtigkeit von Angaben über gefahrerheb-liche Umstände

Der Versicherungsnehmer hat bis zur Abgabe seiner Vertragserklärung dem 
Versicherer alle ihm bekannten Gefahrumstände anzuzeigen, nach denen der 
Versicherer in Textform gefragt hat und die für den Entschluss des Versicherers 
erheblich sind, den Vertrag mit dem vereinbarten Inhalt zu schließen. Der Versi-
cherungsnehmer ist auch insoweit zur Anzeige verpflichtet, als nach seiner Ver-
tragserklärung, aber vor Vertragsannahme der Versicherer in Textform Fragen 
im Sinne des Satzes 1 stellt.

Gefahrerheblich sind die Umstände, die geeignet sind, auf den Entschluss des 
Versicherers Einfluss auszuüben, den Vertrag über haupt oder mit dem verein-
barten Inhalt abzuschließen.

Wird der Vertrag von einem Vertreter des Versicherungsnehmers geschlossen 
und kennt dieser den gefahrerheblichen Umstand, muss sich der Versiche-
rungsnehmer so behandeln lassen, als habe er selbst davon Kenntnis gehabt 
oder dies arglistig verschwiegen.

2. Rücktritt

2.1 Voraussetzungen des Rücktritts

Unvollständige und unrichtige Angaben zu den gefahrerheblichen Umständen 
berechtigen den Versicherer, vom Versicherungsvertrag zurückzutreten.
2.2 Ausschluss des Rücktrittsrechts

Der Versicherer hat kein Rücktrittsrecht, wenn der Versicherungsnehmer nach-
weist, dass er die unrichtigen oder unvollständigen Angaben weder vorsätzlich 
noch grob fahrlässig gemacht hat.

Das Rücktrittsrecht des Versicherers wegen grob fahrlässiger Verletzung der 
Anzeigepflicht besteht nicht, wenn der Versicherungsnehmer nachweist, dass 
der Versicherer den Vertrag auch bei Kenntnis der nicht angezeigten Umstän-
de, wenn auch zu anderen Bedingungen, geschlossen hätte.

2.3 Folgen des Rücktritts

Im Fall des Rücktritts besteht kein Versicherungsschutz.
Tritt der Versicherer nach Eintritt des Versicherungsfalls zurück, darf er den Ver-
sicherungsschutz nicht versagen, wenn der Versicherungsnehmer nachweist, 
dass der unvollständig oder unrichtig angezeigte Umstand weder für den Eintritt 
des Versicherungsfalls noch für die Feststellung oder den Umfang der Leistung 
ursächlich war. Auch in diesem Fall besteht aber kein Versicherungsschutz, 
wenn der Versicherungsnehmer die Anzeigepflicht arglistig verletzt hat.

Dem Versicherer steht der Teil des Beitrags zu, der der bis zum Wirksamwer-
den der Rücktrittserklärung abgelaufenen Vertragszeit entspricht.

3. Kündigung

Ist das Rücktrittsrecht des Versicherers ausgeschlossen, weil die Verletzung 
einer Anzeigepflicht weder auf Vorsatz noch auf grober Fahrlässigkeit beruhte, 
kann der Versicherer den Vertrag unter Einhaltung einer Frist von 1 Monat kün-
digen.

Das Kündigungsrecht ist ausgeschlossen, wenn der Versicherungsnehmer 
nachweist, dass der Versicherer den Vertrag auch bei Kenntnis der nicht ange-
zeigten Umstände, wenn auch zu anderen Bedingungen, geschlossen hätte.
4. Rückwirkende Vertragsanpassung

Kann der Versicherer nicht zurücktreten oder kündigen, weil er den Vertrag 
auch bei Kenntnis der nicht angezeigten Umstände, aber zu anderen Bedin-
gungen, geschlossen hätte, werden die anderen Bedingungen auf Verlangen 
des Versicherers rückwirkend Vertragsbestandteil. Hat der Versicherungsneh-
mer die Pflichtverletzung nicht zu vertreten, werden die anderen Bedingungen 
ab der laufenden Versicherungsperiode Vertragsbestandteil.

Erhöht sich durch die Vertragsanpassung der Beitrag um mehr als 10 Prozent 
oder schließt der Versicherer die Gefahrabsicherung für den nicht angezeigten 
Umstand aus, kann der Versicherungsnehmer den Vertrag innerhalb eines Mo-
nats nach Zugang der Mitteilung des Versicherers fristlos in Schriftform kündi-
gen.

5. Ausübung der Rechte des Versicherers

Der Versicherer muss die ihm nach Ziffern 2 bis 4 zustehenden Rechte inner-
halb eines Monats schriftlich geltend machen. Die Frist beginnt mit dem Zeit-
punkt, zu dem er von der Verletzung der 

Anzeigepflicht, die das von ihm geltend gemachte Recht begründet, Kenntnis 
erlangt. Er hat die Umstände anzugeben, auf die er seine Erklärung stützt; er 
darf nachträglich weitere Umstände zur Begründung seiner Erklärung abgeben, 
wenn für diese die Monatsfrist nicht verstrichen ist.

Dem Versicherer stehen die Rechte nach Ziffern 2 bis 4 nur zu, wenn er den 
Versicherungsnehmer durch gesonderte Mitteilung in Textform auf die Folgen 
einer Anzeigepflichtverletzung hingewiesen hat.

Der Versicherer kann sich auf die in Ziffern 2 bis 4 genannten Rechte nicht be-
rufen, wenn er den nicht angezeigten Gefahrumstand oder die Unrichtigkeit der 
Anzeige kannte.

6. Anfechtung

Das Recht des Versicherers, den Vertrag wegen arglistiger 
Täuschung anzufechten, bleibt unberührt.

§ 12 Gefahrerhöhung 

1. Begriff der Gefahrerhöhung

1.1 Eine Gefahrerhöhung liegt vor, wenn nach Abgabe der 

Vertragserklärung des Versicherungsnehmers die tatsächlich vorhandenen 
Umstände so verändert werden, dass der Eintritt des Versicherungsfalls oder 
eine Vergrößerung des Schadens oder die ungerechtfertigte Inanspruchnahme 
des Versicherers wahrscheinlicher wären.

1.2 Eine Gefahrerhöhung kann insbesondere – aber nicht nur –vorliegen, wenn 
sich ein gefahrerheblicher Umstand ändert, nach dem der Versicherer vor Ver-
tragsschluss gefragt hat.

1.3 Eine Gefahrerhöhung nach Ziffer 1.1 liegt nicht vor, wenn sich die Gefahr 
nur unerheblich erhöht hat oder nach den Umständen als mitversichert gelten 
soll.

2. Pflichten des Versicherungsnehmers 

2.1 Nach Abgabe seiner Vertragserklärung darf der Versicherungsnehmer ohne 
vorherige Zustimmung des Versicherers keine Gefahrerhöhung vornehmen 
oder deren Vornahme durch einen Dritten gestatten.

2.2 Erkennt der Versicherungsnehmer nachträglich, dass er ohne vorherige Zu-
stimmung des Versicherers eine Gefahrerhöhung vorgenommen oder gestattet 
hat, so muss er diese dem Versicherer unverzüglich anzeigen.



2.3 Eine Gefahrerhöhung, die nach Abgabe seiner Vertragserklärung unabhän-
gig von seinem Willen eintritt, muss der Versicherungsnehmer dem Versicherer 
unverzüglich anzeigen, nachdem er von ihr Kenntnis erlangt hat.

3. Kündigung oder Vertragsanpassung durch den Versicherer

3.1 Kündigungsrecht des Versicherers

Verletzt der Versicherungsnehmer seine Verpflichtung nach Ziffer 2.1, kann 
der Versicherer den Vertrag fristlos kündigen, wenn der Versicherungsnehmer 
seine Verpflichtung vorsätzlich oder grob fahrlässig verletzt hat. Beruht die Ver-
letzung auf einfacher Fahrlässigkeit, kann der Versicherer den Vertrag unter 
Einhaltung einer Frist von 1 Monat kündigen. Der Versicherer kann nicht kün-
digen, wenn der Versicherungsnehmer nachweist, dass er die Pflichtverletzung 
nicht zu vertreten hat.

Wird dem Versicherer eine Gefahrerhöhung in den Fällen nach Ziffern 2.2 und 
2.3 bekannt, kann er den Vertrag unter Einhaltung einer Frist von 1 Monat kün-
digen.

3.2 Vertragsanpassung

Statt der Kündigung kann der Versicherer ab dem Zeitpunkt der Gefahrerhö-
hung einen seinen Geschäftsgrundsätzen entsprechenden erhöhten Beitrag 
verlangen oder die Absicherung der höheren Gefahr ausschließen.

Erhöht sich in diesem Fall der Beitrag um mehr als 10 Prozent oder schließt der 
Versicherer die Absicherung der höheren Gefahr aus, so kann der Versiche-
rungsnehmer den Vertrag innerhalb eines Monats nach Zugang der Mitteilung 
des Versicherers ohne Einhaltung einer Frist kündigen. In der Mitteilung hat 
der Versicherer den Versicherungsnehmer auf dieses Kündigungsrecht hinzu-
weisen.

4. Erlöschen der Rechte des Versicherers

Die Rechte des Versicherers zur Kündigung oder Vertragsanpassung nach 
Ziffer 3 erlöschen, wenn diese nicht innerhalb eines Monats ab Kenntnis des 
Versicherers von der Gefahrerhöhung ausgeübt werden oder wenn der Zustand 
wieder hergestellt ist, der vor der Gefahrerhöhung bestanden hat.

5. Leistungsfreiheit wegen Gefahrerhöhung

5.1 Tritt nach einer Gefahrerhöhung der Versicherungsfall ein, so ist der Ver-
sicherer nicht zur Leistung verpflichtet, wenn der Versicherungsnehmer seine 
Pflichten nach Ziffer 2.1 vorsätzlich verletzt hat. Verletzt der Versicherungs-
nehmer diese Pflichten grob fahrlässig, so ist der Versicherer berechtigt, seine 
Leistung in dem Verhältnis zu kürzen, das der Schwere des Verschuldens des 
Versicherungsnehmers entspricht. Das Nichtvorliegen einer groben Fahrlässig-
keit hat der Versicherungsnehmer zu beweisen.

5.2 Bei einer Gefahrerhöhung nach Ziffern 2.2 und 2.3 ist der Versicherer bei 
vorsätzlicher Verletzung der Pflichten des Versicherungsnehmers nicht zur 
Leistung verpflichtet, wenn der Versicherungsfall später als 1 Monat nach dem 
Zeitpunkt eintritt, zu dem die Anzeige dem Versicherer hätte zugegangen sein 
müssen. Verletzt der Versicherungsnehmer seine Pflichten grob fahrlässig, so 
gilt Ziffer 5.1 Satz 2 und 3 entsprechend. Die Leistungspflicht des Versicherers 
bleibt bestehen, wenn ihm die Gefahrerhöhung zu dem in Satz 1 genannten 
Zeitpunkt bekannt war.

5.3 Die Leistungspflicht des Versicherers bleibt ferner bestehen, soweit der Ver-
sicherungsnehmer nachweist, dass die Gefahrerhöhung nicht ursächlich für den 
Eintritt des Versicherungsfalls oder den Umfang der Leistungspflicht war oder
wenn zur Zeit des Eintritts des Versicherungsfalls die Frist für die Kündigung 
des Versicherers abgelaufen und eine Kündigung nicht erfolgt war.

§ 13 Obliegenheiten

1. Der Versicherungsnehmer hat alle gesetzlichen, behördlichen oder verein-
barten Sicherheitsvorschriften zu beachten.

Der Versicherungsnehmer hat die Fahrzeuge in dem vorgeschriebenen ver-
kehrssicheren Zustand zu halten. Die Fahrer müssen im Besitz eines gültigen 
Führerscheins und die Fahrzeuge selbst müssen polizeilich zugelassen sein. 
Das Gewicht der Ladung darf über die genehmigte Ladefähigkeit nicht hinaus-
gehen.

2. Der Versicherungsnehmer hat

2.1 jeden Schaden unverzüglich dem Versicherer anzuzeigen;

2.2 alles zu tun, was zur Aufklärung des Tatbestandes dienlich sein kann. Er 
hat alle Belege, die den Entschädigungsanspruch nach Grund und Höhe bewei-
sen, einzureichen, soweit ihre Beschaffung ihm billigerweise zugemutet werden 
kann, und ein von ihm unterschriebenes Verzeichnis aller abhandengekom-
menen, zerstörten oder beschädigten Sachen vorzulegen.

Der Versicherungswert der Sachen oder der Anschaffungspreis und das An-
schaffungsjahr sind dabei anzugeben

2.3 nach Möglichkeit für die Abwendung oder Minderung des Schadens zu 
sorgen und dabei die Weisungen des Versicherers oder seines Vertreters zu 
befolgen sowie ihm jede Untersuchung über die Ursache und Höhe des Scha-
dens und über den Umfang der Entschädigungspflicht zu gestatten, soweit dies 
billigerweise zugemutet werden kann;

2.4 in allen Schadenfällen, in denen ein Dritter schuldig oder ersatzpflichtig ist 
oder sein könnte, durch zweckdienliche Maßnahmen den Rückgriff sicherzu-
stellen;

2.5 im Schadenfall dem Versicherer folgende Belege einzureichen:

• Bericht des Fahrers über den Hergang des Schadens,

• Polizeibericht bzw., sofern keine Abschrift zu erlangen ist, Angabe der Poli-
zeibehörde, der der Schaden gemeldet wurde.

Schäden durch strafbare Handlungen (z. B. Diebstahl, Raub) sind unverzüglich 
der zuständigen Polizeidienststelle unter Einreichung einer Liste aller in Verlust 
geratenen Sachen anzuzeigen. Der Versicherungsnehmer hat sich dies polizei-
lich bescheinigen zu lassen.

§ 14 Verletzung der Obliegenheiten

1. Verletzt der Versicherungsnehmer eine Obliegenheit aus diesem Vertrag, die 
er vor Eintritt des Versicherungsfalls zu erfüllen hat, kann der Versicherer den 
Vertrag innerhalb eines Monats ab Kenntnis von der Obliegenheitsverletzung 
fristlos kündigen. Der Versicherer hat kein Kündigungsrecht, wenn der Versi-
cherungsnehmer nachweist, dass die Obliegenheitsverletzung weder auf Vor-
satz noch auf grober Fahrlässigkeit beruhte.

2. Wird eine Obliegenheit aus diesem Vertrag vorsätzlich verletzt, verliert der 
Versicherungsnehmer den Versicherungsschutz. Bei grob fahrlässiger Verlet-
zung einer Obliegenheit ist der Versicherer berechtigt, seine Leistung in einem 
der Schwere des Verschuldens des Versicherungsnehmers entsprechenden 
Verhältnis zu kürzen. Der vollständige oder teilweise Wegfall des Versiche-
rungsschutzes hat bei Verletzung einer nach Eintritt des Versicherungsfalls be-
stehenden Auskunfts- oder Aufklärungsobliegenheit zur Voraussetzung, dass 
der Versicherer den Versicherungsnehmer durch gesonderte Mitteilung in Text-
form auf diese Rechtsfolge hingewiesen hat.

Weist der Versicherungsnehmer nach, dass er die Obliegenheit nicht grob fahr-
lässig verletzt hat, bleibt der Versicherungsschutz bestehen.

3. Der Versicherungsschutz bleibt auch bestehen, wenn der Ver-
sicherungsnehmer nachweist, dass die Verletzung der Obliegenheit weder für 
den Eintritt oder die Feststellung des Versicherungsfalls noch für die Feststel-
lung oder den Umfang der dem Versicherer obliegenden Leistung ursächlich 
war. Das gilt nicht, wenn der Versicherungsnehmer die Obliegenheit arglistig 
verletzt hat.

Die Bestimmungen gelten unabhängig davon, ob der Versicherer ein ihm nach 
Ziffer 1. zustehendes Kündigungsrecht ausübt.

§ 15 Besondere Verwirkungsgründe

1. Führt der Versicherungsnehmer den Schaden vorsätzlich herbei, so ist der 
Versicherer von der Entschädigungspflicht frei.

2. Führt der Versicherungsnehmer den Schaden grob fahrlässig herbei, so ist 
der Versicherer berechtigt, seine Leistung in einem der Schwere des Verschul-
dens des Versicherungsnehmers entsprechenden Verhältnis zu kürzen.

3. Versucht der Versicherungsnehmer den Versicherer arglistig über Tatsachen 
zu täuschen, die für den Grund oder die Höhe der Entschädigung von Bedeu-
tung sind, so ist der Versicherer von der Entschädigungspflicht frei.

§ 16 Repräsentanten und Versicherung für fremde Rechnung

1. Repräsentanten

Der Versicherungsnehmer muss sich die Kenntnis und das Verhalten seiner 
Repräsentanten zurechnen lassen.



2. Versicherung für fremde Rechnung

Ist die Versicherung zugunsten Dritter abgeschlossen, so finden die für den 
Versicherungsnehmer geltenden Bestimmungen auf den Versicherten entspre-
chende Anwendung.

§ 17 Zahlung der Entschädigung

1. Ist die Leistungspflicht des Versicherers dem Grund und der Höhe nach fest-
gestellt, so hat die Auszahlung der Entschädigung binnen 2 Wochen zu erfol-
gen. Jedoch kann 1 Monat nach Anzeige des Schadens als Abschlagszahlung 
der Betrag beansprucht werden, der nach Lage der Sache mindestens zu zah-
len ist.

2. Die Entschädigung ist – soweit sie nicht innerhalb eines Monats nach Mel-
dung des Schadens geleistet wird – seit Anzeige des Schadens zu verzinsen.
Der Zinssatz liegt 1 Prozentpunkt unter dem jeweiligen Basiszinssatz des Bür-
gerlichen Gesetzbuchs (§ 247 BGB), mindestens jedoch bei 4 Prozent und 
höchstens bei 6 Prozent Zinsen pro Jahr, soweit nicht aus einem anderen 
Rechtsgrund ein höherer Zins zu zahlen ist.

3. Die Entstehung des Anspruchs auf Abschlagszahlung und der Beginn der 
Verzinsung verschieben sich um den Zeitraum, um den die Feststellung der 
Leistungspflicht des Versicherers dem Grund oder der Höhe nach durch Ver-
schulden des Versicherungsnehmers verzögert wurde.

4. Sind im Zusammenhang mit dem Versicherungsfall behördliche Erhebungen 
oder ein strafgerichtliches Verfahren gegen den Versicherungsnehmer einge-
leitet worden, so kann der Versicherer bis zum rechtskräftigen Abschluss dieser 
Verfahren die Zahlung aufschieben.

5. Die Rechte aus dieser Versicherung können ohne ausdrückliche Zustimmung 
des Versicherers seitens des Versicherungsnehmers weder übertragen noch 
verpfändet werden.

§ 18 Kündigung nach dem Versicherungsfall

Nach Eintritt eines Versicherungsfalls können beide Parteien den Versiche-
rungsvertrag kündigen. Die Kündigung ist schriftlich zu erklären. Sie muss 
spätestens 1 Monat nach dem Abschluss der Verhandlungen über die Ent-
schädigung zugehen. Der Versicherer hat eine Kündigungsfrist von 1 Monat 
einzuhalten. Kündigt der Versicherungsnehmer, so kann er bestimmen, dass 
seine Kündigung sofort oder zu einem späteren Zeitpunkt wirksam wird, jedoch 
spätestens zum Schluss der laufenden Versicherungsperiode. 

§ 19 Übergang von Ersatzansprüchen

1. Steht dem Versicherungsnehmer ein Ersatzanspruch gegen einen Dritten 
zu, geht dieser Anspruch auf den Versicherer über, soweit der Versicherer den 
Schaden ersetzt. Der Übergang kann nicht zum Nachteil des Versicherungs-
nehmers geltend gemacht werden. Richtet sich der Ersatzanspruch des Ver-
sicherungsnehmers gegen eine Person, mit der er bei Eintritt des Schadens in 
häuslicher Gemeinschaft lebt, kann der Übergang nicht geltend gemacht wer-
den, es sei denn, diese Person hat den Schaden vorsätzlich verursacht.

2. Obliegenheiten zur Sicherung von Ersatzansprüchen

Der Versicherungsnehmer hat seinen Ersatzanspruch oder ein zur Sicherung 
dieses Anspruchs dienendes Recht, unter Beachtung der geltenden Form- und 
Fristvorschriften, zu wahren und nach Übergang des Ersatzanspruchs auf den 
Versicherer bei dessen Durchsetzung durch den Versicherer, soweit erforder-
lich, mitzuwirken.

Verletzt der Versicherungsnehmer diese Obliegenheit vorsätzlich, ist der Ver-
sicherer zur Leistung insoweit nicht verpflichtet, als er infolge dessen keinen 
Ersatz von dem Dritten erlangen kann. Im Fall einer grob fahrlässigen Verlet-
zung der Obliegenheit ist der Versicherer berechtigt, seine Leistung in einem 
der Schwere des Verschuldens des Versicherungsnehmers entsprechenden 
Verhältnis zu kürzen; die Beweislast für das Nichtvorliegen einer groben Fahr-
lässigkeit trägt der Versicherungsnehmer.

§ 20 Anzeigen, Willenserklärungen, Anschriftenänderungen

1. Alle für den Versicherer bestimmten Anzeigen und Erklärungen sollen an die 
Hauptverwaltung des Versicherers oder an die im Versicherungsschein oder in 
dessen Nachträgen als zuständig bezeichnete Geschäftsstelle gerichtet wer-
den.

2. Hat der Versicherungsnehmer eine Änderung seiner Anschrift dem Versiche-
rer nicht mitgeteilt, genügt für eine Willenserklärung, die dem Versicherungs-
nehmer gegenüber anzugeben ist, die Absendung eines eingeschriebenen 
Briefs an die letzte dem Versicherer bekannten Anschrift. 

Die Erklärung gilt 3 Tage nach der Absendung des Briefs als zugegangen. Dies 
gilt entsprechend für den Fall einer Namensänderung des Versicherungsneh-
mers.

3. Hat der Versicherungsnehmer die Versicherung für seinen Gewerbebetrieb 
abgeschlossen, finden bei einer Verlegung der gewerblichen Niederlassung die 
Bestimmungen der Ziffer 2 entsprechend Anwendung.

4. Anzeigen und Erklärungen können, soweit nichts anderes bestimmt ist, in 
Text- oder Schriftform abgegeben werden.

§ 21 Verjährung
Die Ansprüche aus dem Versicherungsvertrag verjähren in 3 Jahren. Die Frist-
berechnung richtet sich nach den allgemeinen Vorschriften des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs. Ist ein Anspruch aus dem Versicherungsvertrag bei dem Ver-
sicherer angemeldet worden, zählt der Zeitraum von der Anmeldung bis zum 
Zugang der in Textform mitgeteilten Entscheidung des Versicherers beim An-
spruchsteller bei der Fristberechnung nicht mit.

§ 22 Zuständiges Gericht

1. Klagen gegen den Versicherer

Für Klagen aus dem Versicherungsvertrag gegen den Versicherer bestimmt 
sich die gerichtliche Zuständigkeit nach dem Sitz des Versicherers oder sei-
ner für den Versicherungsvertrag zuständigen Niederlassung. Ist der Versiche-
rungsnehmer eine natürliche 

Person, ist auch das Gericht örtlich zuständig, in dessen Bezirk der Versiche-
rungsnehmer zur Zeit der Klageerhebung seinen Wohnsitz oder, in Ermange-
lung eines solchen, seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat.

2. Klagen gegen den Versicherungsnehmer

Ist der Versicherungsnehmer eine natürliche Person, müssen Klagen aus dem 
Versicherungsvertrag gegen ihn bei dem Gericht erhoben werden, das für sei-
nen Wohnsitz oder, in Ermangelung eines solchen, den Ort seines gewöhn-
lichen Aufenthalts zuständig ist. Ist der Versicherungsnehmer eine juristische 
Person, bestimmt sich das zuständige Gericht auch nach dem Sitz oder der 
Niederlassung des Versicherungsnehmers.

3. Wohnsitzverlegung des Versicherungsnehmers

Hat der Versicherungsnehmer nach Vertragsschluss seinen Wohnsitz oder 
gewöhnlichen Aufenthaltsort aus dem Geltungsbereich des Versicherungsver-
tragsgesetzes verlegt oder sind sein Wohnsitz oder gewöhnlicher Aufenthalt 
im Zeitpunkt der Klageerhebung nicht bekannt, bestimmt sich die gerichtliche 
Zuständigkeit für Klagen aus dem Versicherungsvertrag gegen den Versicherer 
oder den Versicherungsnehmer nach dem Sitz des Versicherers.

§ 23 Vollmacht des Versicherungsvertreters

1. Erklärungen des Versicherungsnehmers

Der Versicherungsvertreter gilt als bevollmächtigt, vom Versicherungsnehmer 
abgegebene Erklärungen entgegenzunehmen betreffend

1.1 den Abschluss bzw. den Widerruf eines Versicherungsvertrages;

1.2 ein bestehendes Versicherungsverhältnis einschließlich dessen Beendi-
gung;

1.3 Anzeige- und Informationspflichten vor Abschluss des Vertrages und wäh-
rend des Versicherungsverhältnisses.

2. Erklärungen des Versicherers
Der Versicherungsvertreter gilt als bevollmächtigt, vom Versicherer ausgefer-
tigte Versicherungsscheine oder deren Nachträge dem Versicherungsnehmer 
zu übermitteln.

§ 24 Anzuwendendes Recht und Vertragssprache 

Für diesen Vertrag gilt deutsches Recht. Vertragssprache ist deutsch.

§ 25 Schlussbestimmung

Soweit nicht in den Versicherungsbedingungen etwas anderes bestimmt ist, 
gelten die gesetzlichen Vorschriften.



Beantwortung der Antragsfragen und gesonderte Belehrung nach §19 Abs. 5 VVG (Anzeigepflicht)

Die Antragsfragen sind nach bestem Wissen richtig und voll-
ständig beantwortet.

Mir ist bekannt, dass bis zur Abgabe meiner Vertragserklärung 
alle mir bekannten gefahrerheblichen Umstände, nach denen 
in Textform gefragt ist, wahrheitsgemäß und vollständig anzu-
geben sind. sollte ich nach meiner Vertragserklärung, aber vor 
Vertragsannahme, in Textform nach gefahrerheblichen Umstän-
den gefragt werden, bin ich insoweit zur Anzeige verpflichtet. 
Ich weiß, dass die Gesellschaft bei unzutreffenden oder unvoll-
ständigen Angaben je nach Verschuldungsgrad vom Vertrag 
zurücktreten, ihn anfechten oder kündigen und ggf. Leistungen 
verweigern kann.

Welche Folgen können eintreten, wenn eine vorvertragliche An-
zeigepflicht verletzt wird?

1. Rücktritt und Wegfall des Versicherungsschutzes

 Verletze ich die vorvertragliche Anzeigepflicht, kann die Ge-
sellschaft vom Vertrag zurücktreten. Dies gilt nicht, wenn ich 
nachweise, dass weder Vorsatz noch grobe Fahrlässigkeit 
vorliegt.

 Bei grob fahrlässiger Verletzung der Anzeigepflicht hat die 
Gesellschaft kein Rücktrittsrecht, wenn sie den Vertrag auch 
bei Kenntnis der nicht angezeigten Umstände, wenn auch zu 
anderen Bedingungen, geschlossen hätte.

 Im Fall des Rücktritts besteht kein Versicherungsschutz. Er-
klärt die Gesellschaft den Rücktritt nach Eintritt des Versiche-
rungsfalles, bleibt sie dennoch zur Leistung verpflichtet, wenn 
ich nachweise, dass der nicht oder nicht richtig angegebene 
Umstand

 – weder für den Eintritt oder die Feststellung des Ver-
  sicherungsfalles
 – noch für die Feststellung oder den Umfang der Leis-
  tungspflicht

 ursächlich war. Die Leistungspflicht entfällt jedoch, wenn ich 
die Anzeigepflicht arglistig verletzt habe.

 Bei einem Rücktritt steht der Gesellschaft der Teil des Bei-
trags zu, welcher der bis zum Wirksamwerden der Rücktritts-
erklärung abgelaufenen Vertragszeit entspricht

2. Kündigung

 Kann die Gesellschaft nicht vom Vertrag zurücktreten, weil ich 
die vorvertragliche Anzeigepflicht lediglich einfach fahrlässig 
oder schuldlos verletzt habe, kann die Gesellschaft den Ver-
trag unter Einhaltung einer Frist von 1 Monat kündigen.

 Das Kündigungsrecht ist ausgeschlossen, wenn die Gesell-
schaft den Vertrag auch bei Kenntnis der nicht angezeigten 
Umstände, wenn auch zu anderen Bedingungen, geschlos-
sen hätte. 

3. Vertragsänderung

 Kann die Gesellschaft nicht zurücktreten oder kündigen, weil 
sie den Vertrag auch bei Kenntnis der nicht angezeigten 
Gefahrumstände, wenn auch zu anderen Bedingungen, ge-
schlossen hätte, werden die anderen Bedingungen auf mein 
Verlangen Vertragsbestandteil. Habe ich die Anzeigepflicht 
fahrlässig verletzt, werden die anderen Bedingungen erst ab 
der laufenden Versicherungsperiode Vertragsbestandteil.

 Erhöht sich durch die Vertragsänderung der Beitrag um mehr 
als 10 % oder schließt die Gesellschaft die Gefahrabsicherung 
für den nicht angezeigten Umstand aus, kann ich den Vertrag 
innerhalb eines Monats nach Zugang der Mitteilung übder die 
Vertragsänderung fristlos kündigen. Auf dieses Recht werde 
ich in einer gesonderten Mitteilung hingewiesen.

4. Ausübung der Rechte der Gesellschaft

 Die Gesellschaft kann ihre Rechte zum Rücktritt, zur Kündi-
gung oder zur Vertragsänderung nur innerhalb eines Monats 
schriftlich geltend machen. Die Frist beginnt mit dem Zeit-
punkt, zu dem die Gesellschaft von der Verletzung der Anzei-
gepflicht, die das von ihr geltend gemachte Recht begründet, 
Kenntnis erlangt. Bei der Ausübung dieser Rechte sind die 
Umstände anzugeben, auf die sich die Erklärung stützt. Zur 
Begründung kann die Gesellschaft nachträglich weitere Um-
stände angeben, wenn für diese die eben genannte Frist nicht 
verstrichen ist.

 Die Gesellschaft kann sich auf die Rechte zum Rücktritt, zur 
Kündigung oder zur Vertragsänderung nicht berufen, wenn 
sie den nicht angezeigten Gefahrumstand oder die Unrichtig-
keit der Anzeige kannte.

 Die Rechte zum Rücktritt, zur Kündigung und zur Vertragsän-
derung erlöschen mit Ablauf von 5 Jahren nach Vertragsab-
schluss. Dies gilt nicht für Versicherungsfälle, die vor Ablauf 
dieser Frist eingetreten sind. Die Frist beträgt 10 Jahre, wenn 
ich die Anzeigepflicht vorsätzlich oder arglistig verletzt habe.

5. Stellvertretung durch eine andere Person

 Lasse ich mich bei Abschluss des Vertrages durch eine an-
dere Person vertreten, so sind bezüglich der Anzeigepflicht, 
des Rücktritts, der Kündigung, der Vertragsänderung und der 
Ausschlussfrist für die Ausübung der Rechte der Gesellschaft, 
die Kenntnis und Arglist meines Stellvertreters als auch mei-
ne eigene Kenntnis und Arglist zu berücksichtigen. Ich kann 
mich darauf, dass die Anzeigepflicht nicht vorsätzlich oder 
grob fahrlässig verletzt worden ist, nur berufen, wenn weder 
meinem Stellvertreter noch mir Vorsatz oder grobe Fahrläs-
sigkeit zur Last fällt.

Hinweis: Bitte prüfen Sie die Angaben und Erklärungen, die Sie 
oder der Vermittler für Sie in diesen Antrag oder in andere Schrift-
stücke geschrieben haben, auf Richtigkeit und Vollständigkeit.



Wichtige Erklärungen des Antragstellers
1. Einwilligungserklärung nach dem Bundesdatenschutzgesetz
Ich willige ein, dass der Versicherer im erforderlichen Umfang Daten, die sich 
aus den Antragsunterlagen oder der Vertragsdurchführung (Beiträge, Versi-
cherungsfälle, Risiko-/Vertragsänderungen) ergeben, an Rückversicherer zur 
Beurteilung des Risikos und zur Abwicklung der Rückversicherung sowie zur 
Beurteilung des Risikos und der Ansprüche an andere Versicherer und / oder 
an den Gesamtverband der Deutschen Versicherungswirtschaft e.V. zur Wei-
tergabe dieser Daten an andere Versicherer übermittelt. Diese Einwilligung 
gilt auch unabhängig vom Zustandekommen des Vertrages sowie für entspre-
chende Prüfungen bei anderweitig beantragten (Versicherungs-) Verträgen und 
bei künftigen Anträgen.
Ich willige ferner ein, dass die Unternehmen der NÜRNBERGER VERSICHER-
UNGSGRUPPE meine allgemeinen Antrags-, Vertrags- und Leistungsdaten in 
gemeinsamen Datensammlungen führen und an die für mich zuständigen Ver-
mittler weitergeben, soweit dies der ordnungsgemäßen Durchführung meiner 
Versicherungsangelegenheiten dient.
Gesundheitsdaten dürfen nur an Personen und Rückversicherer übermittelt 
werden; an Vermittler dürfen sie nur weitergegeben werden, soweit es zur Ver-
tragsgestaltung erforderlich ist.

Ich willige ein, dass der Versicherer bei Vertragsabschluss, im Rahmen der 
Vertragsabwicklung sowie bei Zahlungsverzug Informationen über mein allge-
meines Zahlungsverhalten von einer Auskunftei (z.B. Bürgel, Infoscore, Cre-
ditreform) einholt und nutzt. Ebenso willige ich ein, dass zum gleichen Zweck 
von INFORMA oder ggf. weiteren vergleichbaren Unternehmen eine in einem 
Scorewert zusammengefasste Einschätzung meiner Zahlungsfähigkeit, die auf 
der Grundlage mathematisch-statistischer Verfahren (beruhend auf Erfahrungs-
werten) erzeugt wird, eingeholt und genutzt wird. Ich kann meine Einwilligung 
jederzeit mit Wirkung für die Zukunft widerrufen. Außerdem ist der Versicherer 
verpflichtet, mir Auskunft zu geben über die zu meiner Person gespeicherten 
Daten, deren Herkunft und Empfänger sowie zum Zweck der Speicherung. Zur 
Überprüfung meiner dort gespeicherten Daten kann ich mich auch direkt mit den 
Auskunft gebenden Unternehmen in Verbindung setzen. Die Adressen dieser 
Firmen sowie weitere Informationen finden sich im Merkblatt zur Datenverar-
beitung.

Wichtige Hinweise zum Antrag
1. Vertragsrechtliche Bestimmungen
Die gegenseitigen Rechte und Pflichten regeln sich nach dem Antrag ein-
schließlich den sonstigen Anlagen zum Antrag, den unter „Hinweise und Erläu-
terungen“ zu den einzelnen Versicherungen genannten Allgemeinen Versicher-
ungsbedingungen, Besonderen Bedingungen nach Klauseln, den zusätzlich 
vereinbarten Klauseln und nach den gesetzlichen Bestimmungen. Es gelten die 
bei Vertragsabschluss gültigen Tarifbestimmungen des Versicherers.

2. Versicherungsbedingungen
Für die Versicherung gelten die in den „Hinweisen und Erläuterungen“ zu den 
einzelnen Versicherungen genannten Versicherungsbedingungen. Sie sind Be-
standteil der Verbraucherinformationen. Beim sogenannten Invitatiomodell (siehe 
„Information zur Antragstellung“) erhalten Sie die Versicherungsbedingungen zu-
sammen mit den weiteren Verbraucherinformationen mit dem an Sie gerichte-
ten Antrag auf Abschluss des Versicherungsvertrages der NÜRNBERGER. Auf 
Wunsch werden Ihnen die Versicherungsbedingungen auch schon vorher aus-
gehändigt.

1. Vertragsgrundlagen
Allgemeine Bedingungen für Wohnmobil-/Wohnwagen-Inhalt-Versicherung
– Fassung 2008 –

2. Besondere Bedingungen
zur Wohnmobil-/Wohnwagen-Inhalt-Versicherung

2.1. Gegenstand der Versicherung
In Abänderung von §1 Ziffer 2.2 und 2.3 der „Allgemeine Bedingungen für 
Wohnmobil-/Wohnwagen-Inhalt-Versicherung Fassung 2008“ sind mitversichert 
Computer, Mobiltelefone, Laptop, Drucker, Navigationsgeräte, Funk-, Fax- und 
Telefongeräte und Fahrräder mitversichert.
Außen am Fahrzeug befestigte Fahrräder gelten unter der Voraussetzung mit-
versichert, dass diese mit einem gegen Kälte geschützten Sicherheits-Bügel-
schloss oder einem Sicherheits-Stahlseilschloss gegen einfache Wegnahme 
geschützt sind.

2.2. Dauer der Versicherung
In Abänderung von §5 Ziffer 3 der „Allgemeine Bedingungen für Wohnmobil-/ 
Wohnwagen-Inhalt-Versicherung Fassung 2008“ gilt das Domizilrisiko mitver-
sichert.

Hinweise und Erläuterungen zur Wohnmobil-/Wohnwagen-Inhalt-Versicherung

Ohne Einfluss auf den Vertrag und jederzeit widerrufbar willige ich weiter ein, dass 
die Vermittler meine allgemeinen Antrags-, Vertrags- und Leistungsdaten darüber 
hinaus für die Beratung und Betreuung auch im sonstigen Finanzdienstleistungen 
nutzen dürfen.
Diese Einwilligung gilt nur, wenn ich bei Antragsstellung vom Inhalt des Merkblatts 
zur Datenverarbeitung Kenntnis nehmen konnte, das mir zusammen mit weiteren ge-
setzlich vorgesehenen Verbraucherinformationen – auf Wunsch auch sofort – über-
lassen wird.

2. Bindungsfrist
Vorbehaltlich meines Widerrufsrechts nach §8 Versicherungsvertragsgesetz halte 
ich mich 1 Monat an den Antrag gebunden. Diese Bindungsfrist beginnt mit dem 
Tag der Antragstellung.

3. Widerrufsrecht
Mein Vertrag gilt nach §8 Versicherungsvertragsgesetz auf der Grundlage des Versi-
cherungsscheins und der für meinen Vertrag maßgeblichen Verbraucher-information 
(z.B. Versicherungsbedingungen) als abgeschlossen, wenn ich nicht innerhalb von 
2 Wochen nach Überlassung dieser Unterlagen sowie nach Zugang der gesetzlich 
vorgesehenen Widerrufsbelehrung in Textform (z.B. Brief, Fax, E-Mail) widerrufe. 
Maßgebend für die Rechtzeitigkeit meines Widerrufs ist dessen Absendedatum.

4. Zweitschrift des Antrags
Nach Unterzeichnung des Antragsformulars kann ich die Aushändigung einer 
Zweitschrift des Versicherungsantrags an mich verlangen.

5. Beitragszahlung
Kommt der Versicherungsvertrag zustande, ist der erste oder einmalige Beitrag (Ein-
lösungsbeitrag) unverzüglich nach Abschluss des Vertrages zu zahlen, jedoch nicht 
vor dem mit mir vereinbarten Versicherungsbeginn. Alle weiteren Beiträge (Folgebei-
träge) sind jeweils zum vereinbarten Fälligkeitstag an die Gesellschaft zu zahlen.
Ich stimme mit meiner Unterschrift zu, dass der Versicherungsschutz gegebenen-
falls bereits vor Ablauf der Widerrufsfrist beginnt. In diesem Fall bin ich damit ein-
verstanden, dass bei einem Widerruf die Beiträge, die auf die Zeit vor Ablauf der 
Widerrufsfrist entfallen, von der Gesellschaft einbehalten werden können.

3. Deckungszusagen
Die selbstständige Abgabe von Deckungszusagen ist den Vermittlern verboten 
und ohne rechtliche Wirkung für die Gesellschaft.

4. Nebenabreden
Nebenabreden sind nur dann verbindlich, wenn die Gesellschaft sie durch Auf-
nahme in den Versicherungsschein (Nachtrag) genehmigt.

5. Versicherungsteuer, Gebühren und Kosten
Neben dem Beitrag wird die Versicherungsteuer erhoben. Gebühren und Kosten 
für die Aufnahme des Antrages oder aus anderen Gründen werden nicht erho-
ben.

2.3. Geltungsbereich
Der Versicherungsschutz gilt in Abänderung des §4 Ziffer 1 der „Allgemeine 
Bedingungen für Wohnmobil-/Wohnwagen-Inhalt-Versicherung Fassung 2008“ 
erweitert auf Asien und Afrika.

2.4. Versicherungswert und Versicherungssumme
In Ergänzung von §8 der „Allgemeine Bedingungen für Wohnmobil-/Wohnwagen-
Inhalt-Versicherung Fassung 2008“ ist die Höhe der Entschädigung auf Asien 
und Afrika.
– Deckungsvariante A
 maximal 8.000 EUR begrenzt.
 Für Radio, TV, Fotoapparate, Filmkameras, Computer, Mobiltelefone, Laptop, 

Drucker, Navigationsgeräte, Funk-, Fax- und Telefongeräte und Fahrräder ist 
die Höhe der Entschädigungssumme auf 3.000 EUR begrenzt. Bei einer Ver-
sicherungssumme von über 8.000 EUR ist bei unserer Direktion anzufragen.

– Deckungsvariante B
 maximal 5.000 EUR begrenzt.
 Für Radio, TV, Fotoapparate, Filmkameras, Computer, Mobiltelefone, Laptop, 

Drucker, Navigationsgeräte, Funk-, Fax- und Telefongeräte und Fahrräder ist 
die Höhe der Entschädigungssumme auf 2.000 EUR begrenzt. Bei einer Ver-
sicherungssumme von über 5.000 EUR ist bei unserer Direktion anzufragen.



Information zur Antragstellung
Für die weitere Bearbeitung Ihres Antrages ist es wichtig, ob Sie die Verbrau-
cherinformationen gemäß der Informationspflichten nach §7 des Versicherungs-
vertragsgesetzes (VVG) vollständig erhalten haben.

Die Verbraucherinformationen umfassen:

– Das Produktinformationsblatt nach §4 (ab 1.7.2008) der Verordnung über In- 
formationspflichten bei Versicherungsverträgen (VVG-Info V)

– Allgemeine Informationen nach §1 VVG-InfoV
– Vertragsspezifische Informationen
 - Allgemeine Vertragsdaten
 - Informationen über die wesentlichen Leistungsmerkmale und die für den  

 Tarif gültigen vertraglichen und gesetzlichen Bestimmungen

– Vertragsbedinungen
 - Die jeweiligen Vertragsbedinungen
 - Die besonderen Vertragsbedinungen sowie Klauseln
 - Den Anhang zu den Allgemeinen Bedinungen
 - Das Merkblatt zur Datenverarbeitung
 - Allgemeine Hinweise

Antragsmodell
Wenn Sie die Verbraucherinformationen vollständig erhalten haben und dies 
im Antragsformular bestätigen, stellen Sie einen Antrag auf den von Ihnen 
gewünschten Versicherungsschutz. Die NÜRNBERGER kann Ihren Antrag in 
diesem Fall sofort annehmen, sofern keine anderweitigen Gründe entgegen-
stehen.

Invitatiomodell
Kann die NÜRNBERGER Ihren Antrag aus eben genannten Gründen nur zu ge-
änderten Bedingungen annehmen, erhalten Sie von der NÜRNBERGER einen 
an Sie gerichteten Antrag auf Abschluss des Versicherungsvertrages mit den 
erforderlichen Änderungen und den dazugehörigen vollständigen Verbraucher-
informationen.

Menschen, ihr Leben und ihre Ansprüche ändern sich – ebenso die gesetz-
lichen Sicherungssysteme. Daran orientieren sich auch unsere Versicherungs- 
und Finanzdienstleistungen, die wir stets anpassen und natürlich für Sie immer 
wieder optimieren.
Damit wir Sie in allen Fragen zu Versicherungen und Produkten der Finanz-
dienstleistung auch telefonisch oder per E-Mail aktuell auf dem Laufenden hal-
ten können, brauchen wir Ihr Einverständnis

Sollten Ihnen die Verbraucherinformationen vor der Antragsstellung nicht vollstän-
dig vorliegen, handelt es sich – sofern Sie nicht gesondert auf einzelne noch feh-
lende Unterlagen ausdrücklich verzichten – nicht um einen Antrag, sondern um eine 
Aufforderung an die NÜRNBERGER zu Vorlage eines an Sie gerichteten Antrags. 
Der Versicherungsschein kann in diesem Fall nicht sofort ausgestellt werden.
Sie erhalten den gewünschten, an Sie gerichteten Antrag auf Abschluss des Ver-
sicherungsvertrages, sofern keine anderweitigen Gründe entgegenstehen. Dieser 
Antrag enthält die vollständigen Verbraucherinformationen.
Dem an Sie gerichteten Antrag liegt eine sogenannte Annahmeerklärung bei. Sind 
Sie mit dem Antrag einverstanden, nehmen Sie diese an, indem Sie die Annahme-
erklärung unterschrieben zurück an die NÜRNBERGER senden. Sie erhalten erst 
dann den Versicherungsschein.

Widerrufsrecht
Sie haben nach §8 Versicherungsvertragsgesetz ein Widerrufsrecht von 2 Wochen. 
Diese Frist beginnt unabhängig von den eben genannten Verfahrensweisen am Tag 
nach dem Zugang des Versicherungsscheins, der vollständigen Verbraucherinforma-
tionen sowie der Belehrung über das Widerrufsrecht und dessen Rechtsfolgen.
Dem Versicherungsschein bzw. dem an sie gerichteten Antrag der NÜRNBERGER 
liegen aller Verbraucherinformationen (nochmals) bei.

Stimmen Sie der Telefon- und E-Mail-Werbung zu, erfolgt das freiwillig 
und ohne jeglichen Einfluss auf den beantragten Vertrag und evtl. bereits 
bestehende Verträge bei Unternehmen der NÜRNBERGER VERSICHER-
UNGSGRUPPE.
Sie können diese Einwilligungserklärung jederzeit widerrufen. Hierfür rufen 
Sie uns bitte unter Telefon 0911 531-5 an oder senden Sie eine E-Mail an:
widerspruch_dialogmarketing@nuernberger.de

Informationen zur Einwilligungserklärung für an Sie gerichtete Telefon- und E-Mail-Werbung



Allgemeine Informationen nach § 1 der Verordnung über Informationspflichten bei Versicherungsverträgen (VVG-InfoV) (SHUK020_0_012008)

1.  Identität des Versicherers
 Ihr Vertragspartner ist die NÜRNBERGER Allgemeine Versicherungs-AG, Ostendstr. 100, 90334 Nürnberg. Sie hat die Rechtsform einer Aktiengesellschaft. Sitz 

und Registergericht sind in Nürnberg (HR B 774)

2.  Ansprechpartner im Ausland
 entfällt

3.  Ladungsfähige Anschrift des Versicherers
 NÜRNBERGER Allgemeine Versicherungs-AG
 Sitz und Registergericht Nürnberg HR B 774
 Aufsichtsrat: Hans-Peter Schmidt (Vorsitzender)
 Vorstand: Dr. Armin Zitzmann (Sprecher), Walter Bockshecker, Henning von der Forst,
 Dr. Wolf-Rüdiger Knocke, Dr. Hans-Joachim Rauscher, Dr. Werner Rupp
 Anschrift: Ostendstr. 100, 90334 Nürnberg, Telefon 0911 531-5, Fax 0911 531-3206.

4.  Hauptgeschäftsfähigkeit des Versicherers und zuständige Aufsichtsbehörde
 Gegenstand der NÜRNBERGER Allgemeine Versicherungs-AG ist der unmittelbare und mittelbare Betrieb aller Zweige des privaten Versicherungswesens, in 

der Lebens-, Kranken- und Kreditversicherung jedoch nur der Rückversicherung, in der Rechtsschutzversicherung nur der Kraftfahrt-Strafrechtsschutzversiche-
rung mit Auslands-Zivilrechtsschutzversicherung. Die NÜRNBERGER Allgemeine Versicherungs-AG steht unter der staatlichen Aufsicht der Bundesanstalt für 
Finanzdienstleistungsaufsicht, Bereich Versicherungen, Graurheindorfer Str. 108, 53117 Bonn bzw. Postfach 13 08, 53003 Bonn.

5.  Zugehörigkeit zu einem Sicherungsfonds 
 entfällt

6.  Wesentliche Merkmale der Versicherungsleistung
 a) Die für das Versicherungsverhältnis geltenden Bedingungen sind den Ihnen ausgehändigten Unterlagen beigefügt. Auf Ihren Vertrag findet das Recht der 

Bundesrepublik Deutschland Anwendung.

 b) Angaben über die Art, den Umfang, die Fälligkeit und die Erfüllung der Leistung des Versicherers finden Sie in den beigefügten Allgemeinen Vertragsdaten 
sowie in den Allgemeinen Bedingungen, Besonderen Vereinbarungen und Klauseln.

7.  Gesamtpreis der Versicherung
 Den gesamten zu entrichtenden Beitrag für Ihren Vertrag können Sie den beigefügten Allgemeinen Vertragsdaten entnehmen. Falls Sie zusätzliche Leistungen 

(Zusatzversicherungen) eingeschlossen haben, finden Sie an dieser Stelle auch die Aufteilung des Beitrags auf Haupt- und Zusatzversicherungen.

8. Zusätzliche Kosten
 Zusätzlich zu dem unter Punkt 7 genannten Gesamtpreis der Versicherung werden von uns keine weiteren planmäßigen Gebühren oder Kosten erhoben. Falls 

aus besonderen, von Ihnen veranlassten Gründen ein zusätzlicher Verwaltungsaufwand verursacht wird, können wir die in solchen Fällen durchschnittlich 
entstehenden Kosten als pauschalen Abgeltungsbeitrag gesondert in Rechnung stellen. Dies gilt beispielsweise bei Erteilung einer Ersatzurkunde oder von 
Abschriften des Versicherungsscheins, schriftlicher Fristsetzung bei Nichtzahlung von Folgebeiträgen, Verzug bei Folgebeiträgen, Rückläufern im Lastschriftver-
fahren, Durchführ-ung von Vertragsänderungen.

9.      Einzelheiten hinsichtlich der Zahlung und der Erfüllung
 Einzelheiten hinsichtlich der Zahlung und der Erfüllung, insbesondere zur Zahlungsweise der Beiträge können Sie den beigefügten Allgemeinen Vertragsdaten 

sowie den Allgemeinen Bedingungen, Besonderen Vereinbarungen und Klauseln entnehmen.
 Insbesondere möchten wir Sie darauf hinweisen, dass wir bei nicht rechtzeitiger Zahlung des Einlösungsbeitrags – solange die Zahlung noch nicht bewirkt ist 

– vom Vertrag zurücktreten können. Ist der Einlösungsbeitrag bei Eintritt des Versicherungsfalls noch nicht gezahlt, sind wir nicht zur Leistung verpflichtet. Auch 
wenn Sie Folgebeiträge trotz unserer Mahnung nicht zahlen, können Sie den Versicherungsschutz verlieren. Weitere Informationen hierzu finden Sie in den 
Allgemeinen Bedingungen. Die Fälligkeit des Beitrags können Sie den Allgemeinen Vertragsdaten entnehmen.

10. Befristung der Gültigkeitsdauer
 Die Ihnen zur Verfügung gestellten Verbraucherinformationen sind für einen Zeitraum von 6 Wochen gültig, sofern der gewählte Tarif nicht früher für den Verkauf 

geschlossen werden muss.

11. Kapitalanlagerisiko
 entfällt

12. Angaben über das Zustandekommen des Vertrags/Versicherungsschutz
 Der Versicherungsschutz beginnt, wenn der Vertrag abgeschlossen worden ist, jedoch nicht vor dem mit Ihnen vereinbarten, in den beigefügten Allgemeinen 

Vertragsdaten angegebenen Versicherungsbeginn. Ihr Vertrag gilt als geschlossen, wenn wir Ihren Antrag auf Abschluss des Versicherungsvertrags angenom-
men haben bzw. wenn wir Ihren Antrag auf Abschluss des Versicherungsvertrags angenommen haben bzw. wenn wir Ihre Annahmeerklärung zu unserem Antrag 
erhalten haben. Ist der Einlösungsbeitrag bei Eintritt des Versicherungsfalls noch nicht gezahlt, sind wir nicht zur Leistung verpflichtet (vgl. Punkt 9). Vorbehaltlich 
Ihres Widerrufsrechts nach § 8 Versicherungsvertragsgesetz ist der Versicherer berechtigt, Ihren Antrag auf Abschluss eines Versicherungsvertrages bis zum 
Ablauf von 1 Monat anzunehmen. Diese Annahmefrist beginnt mit dem Tag der Antragsstellung.



 Haben wir Ihnen einen Antrag auf Abschluss eines Versicherungsvertrags unterbreitet, so halten wir uns 6 Wochen an diesen Antrag gebunden.

13. Widerrufsrecht
 Sie können Ihre Vertragserklärung innerhalb von 2 Wochen ohne Angabe von Gründen in Textform (z.B. Brief, Fax, E-Mail) widerrufen. Die Frist beginnt am Tag, 

nachdem Ihnen der Versicherungsschein mit allen Vertragsbestimmungen und diese Belehrung in Textform zugegangen sind. Zur Wahrung der Widerrufsfrist 
genügt die rechtzeitige Absendung des Widerrufs. Der Widerruf ist zu richten an:

 NÜRNBERGER Allgemeine Versicherungs-AG
 Ostendstr. 100, 90334 Nürnberg
 Fax 0911 531-3206
 E-Mail: info@nuernberger.de

 Widerrufsfolgen
 Im Falle eines wirksamen Widerrufs endet Ihr Versicherungsschutz und wir erstatten Ihnen den Teil Ihres Beitrags, der auf die Zeit nach Zugang der Widerrufs 

entfällt.
 Den Teil Ihres Beitrags, der auf die Zeit bis zum Zugang des Widerrufs entfällt, können wir einbehalten, wenn Sie zugestimmt haben, dass der Versicherungs-

schutz vor Ablauf der Widerrufsfrist beginnt. Haben Sie eine solche Zustimmung nicht erteilt oder beginnt der Versicherungsschutz erst nach Ablauf der Widerrufs-
frist, sind die bereits empfangenen Leistungen zurückzugewähren. Beiträge erstatten wir Ihnen unverzüglich, spätestens 30 Tage nach Zugang des Widerrufs.

 Besondere Hinweise
 Ihr Widerrufsrecht ist ausgeschlossen, wenn der Vertrag von beiden Seiten auf Ihren ausdrücklichen Wunsch vollständig ausgefüllt wurde, bevor Sie Ihr Wi-

derrufsrecht ausgeübt haben. Widerrufen Sie einen Ersatzvertrag, so läuft Ihr ursprünglicher Versicherungsvertrag weiter. Das Widerrufsrecht besteht nicht bei 
Verträgen mit einer Laufzeit von weniger als einem Monat.

14. Laufzeit des Vertrages
 Den vereinbarten Vertragsbeginn finden Sie in den beigefügten Allgemeinen Vertragsdaten. Dort ist auch der vereinbarte Ablauf der Versicherung angegeben.

15. Beendigung des Vertrags
 Der vereinbarte Ablauf der Versicherung ist in den Allgemeinen Vertragsdaten angegeben. Nähere Angaben zu den vertraglichen Kündigungsbedingungen finden 

Sie in den beigefügten Allgemeinen Bedingungen, Besonderen Vereinbarungen und Klauseln.

16. Abweichendes Recht der Vertragsanbahnung
 entfällt

17. Vertragsklauseln über das auf Ihren Vertrag anwendbare Recht und über das zuständige Gericht
 Auf Ihren Vertrag findet das Recht der Bundesrepublik Deutschland Anwendung. Informationen über das zuständige Gericht finden Sie in den beigefügten Allge-

meinen Bedingungen.

18. Sprache der Versicherungsbedingungen, der Kommunikation und der Information
 Auf Ihren Vertrag findet die deutsche Sprache Anwendung. Das bedeutet, dass alle Vertragsunterlagen, wie zum Beispiel die Versicherungsbedingungen, diese 

Informationen und die übrigen Verbraucherinformationen und auch die Kommunikation während der Laufzeit Ihres Vertrags in deutscher Sprache erfolgen.

19. Außergerichtliches Beschwerde- und Rechtsbehelfsverfahren
 Unser Unternehmen ist Mitglied im Verein Versicherungsombudsmann e.V., Sie können damit das kostenlose, außergerichtliche Streitschlichtungsverfahren in 

Anspruch nehmen.

 Den Ombudsmann der Versicherungen erreichen Sie wie folgt:
 Tel.: 0180 4 224424 (T-Home, 20 ct/Anruf aus dem deutschen Festnetz. Bei Anrufen aus den Mobilfunknetzen können abweichende Preise entstehen.)
 Fax.: 0180 4 224425
 Post:  Versicherungsombudsmann e.V., Leipziger Straße. 121, 10117 Berlin
 E-Mail: beschwerde@versicherungsombudsmann.de

 Von der Inanspruchnahme des kostenlosen außergerichtlichen Streitschlichtungsverfahrens unberührt bleibt die Möglichkeit, den Rechtsweg zu beschreiten.

20. Beschwerdemöglichkeit bei der Aufsichtsbehörde
 Bitte richten Sie bei Unstimmigkeiten Ihre Beschwerden vorrangig an uns oder den betreuenden Vermittler. Darüber hinaus haben Sie die Möglichkeit, sich an die 

unter Punkt 4 genannte zuständige Aufsichtsbehörde zu wenden.
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Merkblatt zur Datenverarbeitung
Vorbemerkung 
Versicherungen können heute ihre Aufgaben nur noch mit Hilfe der 
elektronischen Datenverarbeitung (EDV) erfüllen. Nur so lassen 
sich Vertragsverhältnisse korrekt, schnell und wirtschaftlich abwi-
ckeln; auch bietet die EDV einen besseren Schutz der Versicher-
tengemeinschaft vor missbräuchlichen Handlungen als die bisheri-
gen manuellen Verfahren. Die Verarbeitung der uns bekannt gege-
benen Daten zu Ihrer Person wird durch das Bundesdatenschutz-
gesetz (BDSG) geregelt. Danach ist die Datenverarbeitung und  
-nutzung zulässig, wenn das BDSG oder eine andere Rechtsvor-
schrift sie erlaubt oder wenn der Betroffene eingewilligt hat. Das 
BDSG erlaubt die Datenverarbeitung und -nutzung stets, wenn dies 
im Rahmen der Zweckbestimmung eines Vertragsverhältnisses 
oder vertragsähnlichen Vertrauensverhältnisses geschieht oder  
soweit es zur Wahrung berechtigter Interessen der speichernden 
Stelle erforderlich ist und kein Grund zu der Annahme besteht, dass 
das schutzwürdige Interesse des Betroffenen an dem Ausschluss 
der Verarbeitung oder Nutzung überwiegt. 

Einwilligungserklärung 
Unabhängig von dieser im Einzelfall vorzunehmenden lnteressen-
abwägung und im Hinblick auf eine sichere Rechtsgrundlage für die 
Datenverarbeitung ist in Ihren Versicherungsantrag eine Einwilli-
gungserklärung nach dem BDSG aufgenommen worden. Diese gilt 
über die Beendigung des Versicherungsvertrages hinaus, endet 
jedoch – außer in der Lebens- und Unfallversicherung – schon mit 
Ablehnung des Antrags oder durch Ihren jederzeit möglichen Wi-
derruf, der allerdings den Grundsätzen von Treu und Glauben 
unterliegt. Wird die Einwilligungserklärung bei Antragstellung ganz 
oder teilweise gestrichen, kommt es unter Umständen nicht zu 
einem Vertragsabschluss. Trotz Widerruf oder ganz bzw. teilweise 
gestrichener Einwilligungserklärung kann eine Datenverarbeitung 
und -nutzung in dem begrenzten gesetzlich zulässigen Rahmen, 
wie in der Vorbemerkung beschrieben, erfolgen. 

Schweigepflichtentbindungserklärung 
Daneben setzt auch die Übermittlung von Daten, die – wie z. B. 
beim Arzt – einem Berufsgeheimnis unterliegen, eine spezielle Er-
laubnis des Betroffenen (Schweigepflichtentbindung) voraus. In der 
Lebens-, Kranken- und Unfallversicherung (Personenversicherung) 
ist daher im Antrag auch eine Schweigepflichtentbindungsklausel 
enthalten.
Im Folgenden wollen wir Ihnen einige wesentliche Beispiele für die 
Datenverarbeitung und -nutzung nennen. 

1. Datenspeicherung bei Ihrem Versicherer 
Wir speichern Daten, die für den Versicherungsvertrag notwendig 
sind. Das sind zunächst Ihre Angaben im Antrag (Antragsdaten). 
Weiter werden zum Vertrag versicherungstechnische Daten wie 
Kundennummer (Partnernummer), Versicherungssumme, Versiche-
rungsdauer, Beitrag, Bankverbindung sowie erforderlichenfalls die 
Angaben eines Dritten, z. B. eines Vermittlers, eines Sachverstän-
digen oder eines Arztes geführt (Vertragsdaten). Bei einem Versi-
cherungsfall speichern wir Ihre Angaben zum Schaden und ggf. 
auch Angaben von Dritten, wie z. B. den vom Arzt ermittelten Grad 
der Berufsunfähigkeit, die Feststellung Ihrer Reparaturwerkstatt 
über einen Kfz-Totalschaden oder bei Ablauf einer Lebensversiche-
rung den Auszahlungsbetrag (Leistungsdaten). 

2. Datenübermittlung an Rückversicherer 
Im Interesse seiner Versicherungsnehmer wird ein Versicherer stets 
auf einen Ausgleich der von ihm übernommenen Risiken achten. 
Deshalb geben wir in vielen Fällen einen Teil der Risiken an Rück-
versicherer im In- und Ausland ab. Diese Rückversicherer benöti-
gen ebenfalls entsprechende versicherungstechnische Angaben 
von uns, wie Versicherungsnummer, Beitrag, Art des Versiche-
rungsschutzes und des Risikos und Risikozuschlags sowie im 
Einzelfall auch Ihre Personalien. Soweit Rückversicherer bei der 
Risiko- und Schadenbeurteilung mitwirken, werden ihnen auch die 
dafür erforderlichen Unterlagen zur Verfügung gestellt. 
In einigen Fällen bedienen sich die Rückversicherer weiterer Rück-
versicherer, denen sie ebenfalls entsprechende Daten übergeben. 

3. Datenübermittlung an andere Versicherer 
Nach dem Versicherungsvertragsgesetz hat die versicherte Person 
bei Antragstellung, jeder Vertragsänderung und im Schadenfall dem 
Versicherer alle für die Einschätzung des Wagnisses und die Scha-
denabwicklung wichtigen Umstände anzugeben. Hierzu gehören 
z. B. frühere Krankheiten und Versicherungsfälle oder Mitteilungen 
über gleichartige andere Versicherungen (beantragte, bestehende, 
abgelehnte oder gekündigte). Um Versicherungsmissbrauch zu 
verhindern, eventuelle Widersprüche in den Angaben der versicher-
ten Person aufzuklären oder um Lücken bei den Feststellungen 
zum entstandenen Schaden zu schließen, kann es erforderlich sein, 
andere Versicherer um Auskunft zu bitten oder entsprechende 
Auskünfte auf Anfragen zu erteilen. 
Auch sonst bedarf es in bestimmten Fällen (Doppelversicherungen, 
gesetzlicher Forderungsübergang sowie Teilungsabkommen) eines 
Austausches von personenbezogenen Daten unter den Versiche-
rern. Dabei werden Daten des Betroffenen weitergegeben, wie 
Name und Anschrift, Kfz-Kennzeichen, Art des Versicherungs-
schutzes und des Risikos oder Angaben zum Schaden, wie Scha-
denhöhe und Schadentag. 

4. Zentrale Hinweissysteme 
Bei Prüfung eines Antrags oder eines Schadens kann es notwendig 
sein, zur Risikobeurteilung, zur weiteren Aufklärung des Sachver-
halts oder zur Verhinderung von Versicherungsmissbrauch Anfra-
gen an den zuständigen Fachverband bzw. an andere Versicherer 
zu richten oder auch entsprechende Anfragen anderer Versicherer 
zu beantworten. Dazu bestehen beim Gesamtverband der Deut-
schen Versicherungswirtschaft und beim Verband der privaten 
Krankenversicherung zentrale Hinweissysteme. Die Aufnahme in 
diese Hinweissysteme und deren Nutzung erfolgt lediglich zu Zwe-
cken, die mit dem jeweiligen System verfolgt werden dürfen, also 
nur soweit bestimmte Voraussetzungen erfüllt sind. Beispiele: 
Haftpflichtversicherer 
 Registrierung von auffälligen Schadenfällen sowie von Personen, 

bei denen der Verdacht des Versicherungsmissbrauchs besteht. 
Zweck: Risikoprüfung, Schadenaufklärung und -verhütung. 
Kfz-Versicherer 
 Registrierung von auffälligen Schadenfällen, Kfz-Diebstählen 

sowie von Personen, bei denen der Verdacht des Versicherungs-
missbrauchs besteht. 
Zweck: Risikoprüfung, Schadenaufklärung und -verhütung. 
Lebensversicherer 
 Aufnahme von Sonderrisiken, z. B. Ablehnung des Risikos bzw. 

Annahme mit Beitragszuschlag 
- aus versicherungsmedizinischen Gründen, 
- aufgrund der Auskünfte anderer Versicherer, 
- wegen verweigerter Nachuntersuchung. 
- Aufhebung des Vertrages durch Rücktritt oder Anfechtung durch 
den Versicherer. 
 Ablehnung des Vertrages durch den Versicherungsnehmer  

wegen geforderter Beitragszuschläge. 
Zweck: Risikoprüfung 
Rechtsschutzversicherer 
 vorzeitige Kündigungen und Kündigungen zum normalen Ver-

tragsablauf durch den Versicherer nach mindestens zwei Versiche-
rungsfällen innerhalb von 12 Monaten. 
 Kündigungen zum normalen Vertragsablauf durch den Versiche-

rer nach mindestens drei Versicherungsfällen innerhalb von 36 
Monaten.
 vorzeitige Kündigungen und Kündigungen zum normalen Ver-

tragsablauf bei konkret begründetem Verdacht einer betrügerischen 
Inanspruchnahme der Versicherung. 
Zweck: Überprüfung der Angaben zu Vorversicherungen bei der 
Antragstellung.



Sachversicherer  
 Aufnahme von Schäden und Personen, wenn Brandstiftung vor-

liegt oder wenn aufgrund des Verdachts des Versicherungsmiss-
brauchs der Vertrag gekündigt wird und bestimmte Schaden-
summen erreicht sind. 
Zweck: Risikoprüfung, Schadenaufklärung, Verhinderung weiteren 
Missbrauchs.
Transportversicherer 
 Aufnahme von auffälligen (Verdacht des Versicherungsmiss-

brauchs) Schadenfällen, insbesondere in der Reisegepäck-
Versicherung.
Zweck: Schadenaufklärung und Verhinderung von Versicherungs-
missbrauch.
Unfallversicherer 
 Meldung bei erheblicher Verletzung der vorvertraglichen Anzei-

gepflicht,
 Leistungsablehnung wegen vorsätzlicher Obliegenheitsverletzung 

im Schadenfall, wegen Vortäuschung eines Unfalls oder von Unfall-
folgen,
 außerordentliche Kündigung durch den Versicherer nach Leis-

tungserbringung oder Klageerhebung auf Leistung. 
Zweck: Risikoprüfung und Aufdeckung von Versicherungsmiss-
brauch.
Bonitätsprüfung 
Informationen zu Ihrem bisherigen Zahlverhalten und Bonitätsinfor-
mationen auf Basis mathematisch-statistischer Verfahren (beru-
hend auf Erfahrungswerten) beziehen wir beispielsweise von der 
INFORMA Unternehmensberatungs GmbH, ein Mitglied im Unter-
nehmensverbund der arvato infoscore GmbH, Rheinstraße 99, 
76532 Baden-Baden. Wir werden die Informationen nur in Fällen 
des Vertragsabschlusses, im Rahmen der Vertragsabwicklung und 
bei Zahlungsverzug abrufen. Unsere damit befassten Mitarbeiter 
sind dazu verpflichtet, dies in jedem Fall einzuhalten. 

5. Datenverarbeitung in und außerhalb der Unternehmensgruppe 
Einzelne Versicherungsbranchen und Teilbereiche der Versiche-
rungstätigkeit (z. B. Lebens-, Kranken- und Sachversicherung oder 
z. B. die Schadenbearbeitung) und andere Finanzdienstleistungen 
(z. B. Kredite, Bausparen, Kapitalanlagen, Immobilien) werden 
durch rechtlich selbstständige Unternehmen betrieben. Um den 
Kunden einen umfassenden Versicherungsschutz anbieten zu 
können, arbeiten die Unternehmen häufig in Unternehmensgruppen 
zusammen.
Zur Kostenersparnis werden dabei einzelne Bereiche zentralisiert, 
wie das Inkasso oder die Datenverarbeitung. So wird z. B. Ihre 
Adresse nur einmal gespeichert, auch wenn Sie Verträge mit ver-
schiedenen Unternehmen der Gruppe abschließen, und auch Ihre 
Versicherungsnummer, die Art der Verträge, ggf. Ihr Geburtsdatum, 
Kontonummer und Bankleitzahl, d. h. Ihre allgemeinen Antrags-, 
Vertrags- und Leistungsdaten, werden in einer zentralen Daten-
sammlung geführt. 
Dabei sind die sog. Partnerdaten (z. B. Name, Adresse, Kunden-
nummer, Kontonummer, Bankleitzahl, bestehende Verträge) von 
allen Unternehmen der Gruppe abfragbar. Auf diese Weise kann 
eingehende Post immer richtig zugeordnet und bei telefonischen 
Anfragen sofort der zuständige Partner genannt werden. Auch 
Geldeingänge können so in Zweifelsfällen ohne Rückfragen korrekt 
verbucht werden. 
Die übrigen allgemeinen Antrags-, Vertrags- und Leistungsdaten 
sind dagegen nur von den Versicherungsunternehmen der Gruppe 
sowie der für die Schadenbearbeitung zuständigen Unternehmen 
der Gruppe abfragbar. 
Obwohl alle diese Daten nur zur Beratung und Betreuung des 
jeweiligen Kunden durch die einzelnen Unternehmen verwendet 
werden, spricht das Gesetz auch hier von „Datenübermittlung“, bei 
der die Vorschriften des Bundesdatenschutzgesetzes zu beachten 
sind. Branchenspezifische Daten – wie z. B. Gesundheits- oder 
Bonitätsdaten – bleiben dagegen unter Verfügung der jeweiligen 
Unternehmen und werden nur zum Zwecke der Schadenbearbei-
tung an die entsprechenden anderen Unternehmen der Gruppe 
übermittelt.

Unserer Unternehmensgruppe gehören zurzeit folgende Unterneh-
men an: 
NÜRNBERGER Lebensversicherung AG, 
NÜRNBERGER Beamten Lebensversicherung AG, 
NÜRNBERGER Allgemeine Versicherungs-AG, 
NÜRNBERGER Pensionskasse AG, 
NÜRNBERGER Pensionsfonds AG, 
NÜRNBERGER Beteiligungs-Aktiengesellschaft, 
NÜRNBERGER Beamten Allgemeine Versicherung AG, 
NÜRNBERGER Krankenversicherung AG, 
NÜRNBERGER Versicherung Immobilien AG, 
NÜRNBERGER Investment Services GmbH, 
NÜRNBERGER Versicherungs- und Bauspar-Vermittlungs-GmbH, 
NÜRNBERGER Beratungs- und Betreuungsgesellschaft für  
betriebliche Altersversorgung und Personaldienstleistungen mbH, 
NÜRNBERGER SofortService AG, 
GARANTA Versicherungs-AG, 
FÜRST FUGGER Privatbank KG, 
PAX Schweizerische Lebensversicherungs-Gesellschaft
(Deutschland) AG. 
Daneben arbeiten unsere Versicherungsunternehmen und Vermitt-
ler zur umfassenden Beratung und Betreuung ihrer Kunden in 
weiteren Finanzdienstleistungen (z. B. Kredite, Bausparverträge, 
Kapitalanlagen, Immobilien) auch mit Kreditinstituten, Bausparkas-
sen, Kapitalanlage- und ImmobiliengeselIschaften außerhalb der 
Gruppe zusammen. 
Die Zusammenarbeit besteht dabei in der gegenseitigen Vermitt-
lung der jeweiligen Produkte und der weiteren Betreuung der so 
gewonnenen Kunden. So vermitteln z. B. Kreditinstitute im Rahmen 
einer Kundenberatung/-betreuung Versicherungen als Ergänzung 
zu den eigenen Finanzdienstleistungsprodukten. Für die Daten-
verarbeitung der vermittelnden Stelle gelten die folgenden Ausfüh-
rungen unter Punkt 6. 

6. Betreuung durch Versicherungsvermittler 
In Ihren Versicherungsangelegenheiten sowie im Rahmen des 
sonstigen Dienstleistungsangebots unserer Unternehmensgruppe 
bzw. unseres Kooperationspartners werden Sie durch einen unse-
rer Vermittler betreut, der Sie mit Ihrer Einwilligung auch in sonsti-
gen Finanzdienstleistungen berät. Vermittler in diesem Sinn sind 
neben Einzelpersonen auch Vermittlungsgesellschaften sowie im 
Rahmen der Zusammenarbeit bei Finanzdienstleistungen auch 
Kreditinstitute, Bausparkassen, Kapitalanlage- und lmmobilien-
gesellschaften u. a. 
Um seine Aufgaben ordnungsgemäß erfüllen zu können, erhält der 
Vermittler zu diesen Zwecken von uns die für die Betreuung und 
Beratung notwendigen Angaben aus Ihren Antrags-, Vertrags- und 
Leistungsdaten, z. B. Versicherungsnummer, Beiträge, Art des Ver-
sicherungsschutzes und des Risikos, Zahl der Versicherungsfälle 
und Höhe von Versicherungsleistungen sowie von unseren Partner-
unternehmen Angaben über andere finanzielle Dienstleistungen, 
z. B. Abschluss und Stand Ihres Bausparvertrages. Ausschließlich 
zum Zweck von Vertragsanpassungen in der Personenversicherung 
können an den zuständigen Vermittler auch Gesundheitsdaten 
übermittelt werden. 
Unsere Vermittler verarbeiten und nutzen selbst diese personenbe-
zogenen Daten im Rahmen der genannten Beratung und Betreuung 
des Kunden. Auch werden sie von uns über Änderungen der kun-
denrelevanten Daten informiert. Jeder Vermittler ist gesetzlich und 
vertraglich verpflichtet, die Bestimmungen des BDSG und seine 
besonderen Verschwiegenheitspflichten (z. B. Berufsgeheimnis und 
Datengeheimnis) zu beachten. 

7. Weitere Auskünfte und Erläuterungen über Ihre Rechte 
Sie haben als Betroffener nach dem Bundesdatenschutzgesetz 
neben dem eingangs erwähnten Widerrufsrecht ein Recht auf 
Auskunft sowie unter bestimmten Voraussetzungen ein Recht auf 
Berichtigung, Sperrung oder Löschung Ihrer in einer Datei gespei-
cherten Daten. 
Wegen eventueller weiterer Auskünfte und Erläuterungen wenden 
Sie sich bitte an den betrieblichen Datenschutzbeauftragten Ihres 
Versicherers. Richten Sie auch ein etwaiges Verlangen auf Aus-
kunft, Berichtigung, Sperrung oder Löschung wegen der beim 
Rückversicherer gespeicherten Daten stets an Ihren Versicherer. 




